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Preuſ en. 


0. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
46. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (5. Mai). 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find gefüllt. Am Miniſtertiſch der 
Kriegsminiſter v. Roon und Major v. Hartmann. 

Das Haus tritt nach einigen geſchäftlichen Mittheilungen des Präſiden⸗ 
ten Grabow ſofort in die Tagesordnung ein, in die Fortſetzung der Mi⸗ 
litär debatte. Nachdem die allgemeine Discuſſion geſtern geſchloſſen iſt, 
bat nut noch das Wort der Berichterſtatter 

Abg. Gneiſt: Erſchöpfend zu antworten und zuſammenzufaſſen iſt wohl 
unmög ich, nicht weil die Thatſachen und in Betracht kommenden Geſetze jo 
unüberwindlich verwickelt wären, ſondern wegen der Behandlung, welche der 
Sache zu Theil geworden iſt. In zwanzig Jahren richterlicher Thätigkeit 
hatte ich ungewöhnlich viel Gelegenheit, die Weiſe kennen zu lernen, in der 
der Al vokat, der einmal eine unrechte Sache führen muß, über die Thatſa⸗ 
chen hinwegkommt, Antworten nebenbei giebt, wie man durch Auslegung 
Geſetze zu Nichtgeſetzen und Nichtgeſetze zu Geſetzen macht. Aber ich geſtehe, 
daß ich in den Sjährigen Verhandlungen über dieſe unglückſelige Frage mehr 
gelernt habe als anderswo und bei einiger Naturanlage durch dieſe Debat⸗ 
ten die Kunſt des Plaidoyers gelernt haben müßte Der Mittelpunkt der 
diesjäbrigen Verhandlung iſt unzweifelhaft die Erklärung des Hrn. Kriegs⸗ 
miniſters durch die hohe Stellung des Miniſters der Krone und durch die 
leitende Stellung, welche Hr. v. Roon ſeit 6 Jabren in dieſer Frage ein⸗ 
nimmt und an ihn ſchließt ſich in ſehr vielſeitiger und reichhaltiger Geſtalt, 
wie im antiken Drama, der Cbor an, der von der einen und der andern 
Seite mit cheu!l und Oho! in die ſachlichen Argumentationen eintritt, (Hei⸗ 
terteit). Ich für me'n Theil will kein Wort weiter ſagen als die Wabrheit, 
wie ich ſie erkenne; mit Perſonen ſtreiten und verdächtigen, liegt mir fern, 
die Sache iſt ja ſo ernſt und ſchwierig, und hat doch auch der Hr. Kriegsmi⸗ 
niſter in ſeiner überaus ſchwierigen Lage, die ich anerkenne, ohne die Bitter⸗ 
keit, die ſich ſo leicht einſtellt, ſprechen wollen. Erinnern Sie mich allenfalls, 
wo das Gefühl für Wahrheit und Recht mich zu warm machen ſollte. 

Ich behandle zunächſt den Rechtspunkt, das A und O der Frage. 
eder majorenne Offizier kennt noch heute die geſetzlich beſtehende Kriegsver⸗ 
aflung, wie fie 40 Jahre lang, bis 1860, an der Spitze unſerer Rang⸗ 
und Qnartierliſte ſtand: das Armeecorps zu 4 Regimentern, Infanterie, 
Capallerie, Linie und Landwehr, dazu die Reſerve⸗Regimenter und die er⸗ 
änzenden Spezialwaffen. Dieſer Rahmen hat die ſtärkſte Umwandlung er⸗ 
—— ohne ein Geſetz, ohne einen in der Geſetzſammlung publicirten könig⸗ 
lichen Erlaß und an Stelle des fehlenden Geſetzes ſteht ſeit 5% Jahren der 
Hr. Kriegsminiſter v. Roon, um dieſe Umwandlung zu vertreten aus Grün⸗ 
den der Zweckmäßigkeit und des Rechts. Er ſagt: Der König als Oberbe⸗ 
ſehlshaber der Armee nach Art. 46 und 47 der Verfaſſung hat auch das 
Recht, die Armee dauernd neu zu organiſiren, fo lange er keine Privatrechte 
verletzt. Das kann nur geſagt werden, ſo lange der Hr. Juſtizminiſter in 
dieſen Debatten nicht erſcheint Es giebt in Preußen nicht bloß Geſetze für 
den Einzelnen, ſondern auch ein Recht des Landes, nicht bloß ein Privat⸗ 
recht, ſondern auch ein Staatsrecht, nicht bloß eine Verwaltung und eine 
Kriegs verwaltung, ſondern ein Verwaltungs recht, und nicht bloß eine Armee 
unter dem Befehl des Königs, ſondern eine Armee unter dem Geſetze des 
Königs. (Beifall links.) Der Hr. Miniſter iſt über alle ditſe Einwendun⸗ 
en erhaben, quia miles ama magis, quam jura noscere praesumitur, 
reußen iſt ein Militärſtaat, jo lange ein rg Wilhelm auf dein Throne 
st, aber er beſtand ſteis mit der gewiſſenhaften Geltung der Geſetze deſſel⸗ 
ben Königs. Mit aller Vorliebe begen und pflegen wir die Armee, aber 
während das Militärweſen nach Geſetz und Bertaflung behandelt werden 
kann, können ae Geſetze und unſere Verfaſſung nicht militäriſch behan⸗ 


delt werden. (Sehr gut!) 

Seit 1850 hat d aus den Rahmen der Armee als ihre geſetzliche 
Grundlage behandelt. Intereſſe der Armee haben wir den Herrn Kriegs⸗ 
miniſter gebeten, fie nicht in Frage zu ſtellen, weil ſonſt jedes ſpätere Haus 
bei veränderten Machtverhältniſſen dem Kriegsminiſter nicht blos die halbe 
Cavallerie, ſondern die ganze ſtreichen könnte, fo lange dieſe Feſiſtellung eine 
rein discretionäre Verwaltungsſache wäre. Die Hauptverordnung über die 
Stärkeverhältniſſe der Armee iſt dem Lande als königl. Erlaß in der That 
durch die Gejeg- Sammlung publicirt worden. Die Cabinetsordre beginnt 
mit den Worten: „Es thut Meinem Gefühl wohl, biermit die Anerkennung 
der Opferbereitſchaft Meines Volkes öffentlich auszuſprechen und namentlich 
ur Beruhigung der öffentlichen Meinung hiermit öffentlich zu erklären, daß 

ch die Landwehr in gleichen Ehren und in gleicher Stärke erhalten will, 
wie früher.“ Ein Erlaß mit fo feierlichen Eingangsworten kommt nich 
durch Zufall in die Geſetzzammlung. Es giebt große organiſche Geſetze, 
die hundertfache Details enthalten aber die Achſelklappen hinaus, desgleichen 
Hunderte von Cabinetsordres in der Geſetzſammlung, die nicht durch den 
Staatsrath gegangen find. Mit feiner Auffaſſung ſtellt der Herr Minifter 
die größere Hälfte unserer Geſetzgebung in eine vollſtändige hypothetiſche 
Lage. In der Commiſſion ſchließt er mit „dem freundlichen Worte: „Wir 
konnen das Rigoroſum nun wobl beſchließen“, und im Haufe ſagt er: „Was 
ſoll ich mich in Spitzfindigkeiten einlaſſen über Dinge, die im Grunde ger 
nommen trivial find.” (Heiterkeit) Ich conſtatire: 1) Ein einzelner Mann 
beſtimmt in Preußen endgiltig, ob die in der Geſetzſammlung publicirten 
königl. Erlaſſe als Geſetze gemeint find, oder nicht; 2) dieſer einzelne Mann 
ift der conſtitutionelle Departements Chef, d. h. der einzige Mann im Lande, 
der ein zwingendes Intereſſe hat, die Geſetze anders zu verſtehen, als ſie 
gemeint ſind, auch wenn es ſich um eine Belaſtung um 15—20 Millionen 
directe? Steuern handelt. 

Das Rigoroſum, vor dem wir bier ſtehen, das iſt in den europäiſchen 
Staaten entſchieden worden durch die Staatsgerichtshöfe, durch Kapitalan⸗ 
klagen gegen die Minifter, leider durch Revolutionen und Dynaſtienwechſel, 
denn der ganze Verfoſſungskampf der europäiihen Welt drebt ſich um die 
Frage, ob Verordnung über Geſetz, oder Geſetz über Verordnung gehen foll. 
Sehr wahr.) Dieſe triviale Frage iſt die Frage, ob man die Berfaffung und den 
Verfaſſangseid hält oder ihn bricht. (Sehr wahr.) Ich leugne nicht, daß ich 
vollkommen begreife, daß und wie im Haufe und außer dem Haufe das Un⸗ 
geheuerliche dieſer Lage gefühlt wird, das eben nur in Preußen möglich ist; 
daß zu vorübergehenden Zwecken im J. 1808 in einer in Europa unerhörten 
Weiſe unſer Verwaltungsrecht büreaukratiſch in die Hände von 5 Perſonen 
gelegt worden iſt, mit deren Wechſel wir jedesmal ein anderes Verfaſſungs⸗ 
und Verwaltungsrecht erhalten. Dieſer Jener iſt ſo beunruhigend, daß an 
dieſer Stelle im Haufe allerdings zur Verſtärkung dieſer Auffaſſung der 
Chorus mit dem lauten Rufe eintritt: das iſt das Königthum von Gottes 
Gnaden, das iſt das königliche Regiment, das iſt die hiſtoriſche weile Regie⸗ 
rung des hohen Hauſes der Hohenzollern, und jeder rechtsverſtändige Be⸗ 
amte iſt dazu da, dem Könige die Königstreue zu halten, d. h. dem Chorus 
der Hilfsarbeiter im Weinberge der Reorganiſation und dieſer Interpretation 
von Verfaſſung und Geſetz ſich getreulich anzuſchließen. Und außer dem 
Hauſe, wo die Sache akuter wird, wo ſich die Reminiscenzen des Militär⸗ 
ſtaates geltend machen, da begeiſtert ſich dieſe Auffaſſung ſogar zu einer mili⸗ 
täriſchen Anſchauung, die mit einem Hurrah über das innere Duüppel gebt 
(Heiterkeit), aber das innere Duppel hinaus, d. h. über Verfaſſung, Ver⸗ 


faffungseid und Geſetz (Beifall). Und über das Geſetz kann man mit mili⸗ 


läriſchen Worten allerdings hinweg kommen (Beifall). Verzeihen Sie dem 
Rechts kundigen, den es allerdings tief bewegt, wenn der Grundlage des Staa⸗ 
tes, dem Geſetz, eine ſolche Behandlung widerfährt. Als im Jahre 1860, 
m. H., das Miniſterium mit dem Plane auftrat, 243 Bataillone und 224 
Schwadronen als die künftige Zahl der ſtehenden Armee zu fordern, da erklärte 
die Commiffton des Hauſes nach gründlichen Erörterungen fast einſtimmig 
Jolgendes: „Wir wollen der Regierung in der berlangten Vermehrung der 
Aushebung dahin entgegen kommen, daß wir eine Verſtärkung des Heeres 
bis auf 175,000 Mann dewilligen, aber nur bei zweijähriger Dienſtzeit und 
mit offener, ehrlicher Conſervirung der Landwehr. Der Plan der Regierung 
aber in dem verlangten Umfange und in allen ſeinen Conſeguenzen ift finans 
ziell unaus führbar, er ruinirt das Land, und muß nach unſerer Anſicht 
abſolut unterbleiben. Darauf ward das Geſetz von der Regierung zurückge⸗ 
2 gen. Wie verhält ſich nun der Kriegsminiſter dieſen Thatſachen gegen⸗ 
über? Et erwähnt dieſe Beſchlüſſe von 1860 gar nicht, oder er ſagt im 
Allgemeinen daruber nur, das Haus ſei bis auf einige techniſche Bedenten 
mit der Reorganiſation einverſtanden geweſen (Heiterkeit). ö 


für einer 


er 


Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zum Beweiſe pflegt er uns dann einige herausgeriſſene Sätze des Hrn. v. 
Vincke zu citiren, als ob Binde das Abgeordnetenhaus ſei, als ob nicht ge: 
rade er es immer ausgeſprochen hätte: „ohne zweijährige Dienſtzeit keine 
Bewilligung“! — Man vertagte darauf die Frage auf 14 Monate, indem 
man dem Hauſe dringend ans Herz legte, einen einmaligen Credit zu be⸗ 
willigen, der, wie ausdrücklich verſichert wurde, durchaus nur für die Kriegs⸗ 
bereitſchaft dienen ſollte. Ich erinnere Sie, m. H., an die eigenen Worte 
des Herrn v. Vincke: „Ich müßte die Herren mir gegenüber nicht für Ehren⸗ 
männer halten, wenn ich annehmen wollte, es konnte je die Zeit kommen, 
wo man aus dieſer Creditbewilligung, den Anſpruch herleiten wollte, daß das 
Haus nicht mit unzweifelhaftem Recht die neuen Einrichtungen, die man da⸗ 
mit bewerkſtelligt, ſofort und jeder Zeit rückgängig machen könne durch Ber- 
ſagung der Geldmittel“ (hört! hört). M. H.! Unter einer Kriegs bereitſchaft 
und einer einmaligen Bewilligung beriteht der geſunde ſchlichte Menſchen⸗ 
verſtand nichts anderes, als eine einmalige Bewilligung zu den Verbeſſerun⸗ 
gen der Heereseinrichtungen zu den Zwecken des Krieges. Was aber verſteht 
der Kriegsminiſter darunter? Er verſteht darunter eine permanente, neu⸗ 
organiſirte Friedensarmee, mit einem Worte die Reorganiſation (hört! ſehr 
richtig l) Wie ſoll die Reorganiſation eine dauernde, permanente Einrichtung 
bei uns und im Volke geworden ſein? Die Herren (rechts) erklären uns das 
auf folgende Weiſe. Sie ſagen, der Eine im Hauſe hat damals das ge⸗ 
ſagt — dabei citiren fie einen Saz — alsdann hat der Miniſter das ges 
ſagt, darauf haben einige Abgeordnete erklärt, ſie ſtimmten der Regierung 
bei, endlich aber habt Ihr und das ganze Haus gemerkt und gewußt, wou 
die Regierung das Geld wollte, das kann man 5 doch nicht leugnen; zum 
Schluß habt Ihr damals das Geld bewilligt, folglich iſt die Reorganiſation 
eine geſetzliche, dauernde Inſtitution des Landes (Sehr gut! Heiterkeit. ). 

Was würden Sie (rechts) denn dazu ſagen, m. H., wenn ein liberales 
Miniſterium, das ganze Polizei⸗ und Gerichtsweſen umgeſtalten wollte mit 
der einfachen Erklärung: Ihr habt uns einmal Geld bewilligt, Ihr hab 
anz wohl gemerkt, was wir wollten, alſo bleibt es dabei. (Hört!) M. H.! 
Auß dieſe Weiſe hat noch niemals eine Partei des Landes die geſetzlichen 
Inſtitutionen umbilden wollen durch eine Erſchleichung! (Murren rechts 
lebhaftes Bravo links.) Ja, m. H., iſt das etwa anders als Erſchleichung? 
le lebhafter Beifall.) Von dem Standpunkte der diplomatiſchen 

oten aus mögen Sie dergleichen für erlaubt halten, aber der bürgerliche 
Staat wird regiert näch den Grunoſätzen der bürgerlichen Moral, und 
nach dieſen Grundſätzen heißt ein ſolches Verfahren abſichtliche Täu⸗ 
ſchung, ein ſolches Verfahren heißt Prellerei. (Obo! rechts. Lauter Bei⸗ 
fall links.) Glauben Sie denn, m. H., daß das Volk feine Perſon, fein 
Vermögen, feine Kinder und Alles, was es hat, einer in ſolcher Weiſe ent⸗ 
ſtandenen Geſetzes⸗Einrichtung zum Opfer bringen ſoll? (Sehr wahr!) 
Einem ſolchen Zuſtande gegenüber verlangen Sie vom Volke die Ehrerbie⸗ 
tung, die Ehrfurcht vor dem Geſetz? Und, m. H., wie ſtimmt denn das mit 
der conſervativen Anſchauung von der Würde des Geſetzgebers? (Sehr wahr!) 
Es iſt ja doch der König, der in den Geſetzen des Landes ſpricht. Und in 
Preußen, wo das Verhältniß der Treue zwiſchen Volk und König feſter iſt, 
als in irgend einem Theile Europas, ſollte ein König von Preußen ſeine 
Miniſter autorifirt haben, erſt dem Landtage zu ſagen: Bewilligt uns das 
Geld ein einzigesmal, Ihr könnt ja ſpäter immer widerrufen, wir präjudici⸗ 
ren Euch in keiner Weiſe; und hinterher ſollte von derſelben Stelle aus ein 
anderes Miniſterium autorifirt worden fein zu ſagen: — ich will es nicht 
noch einmal anführen, ich glaube, die Ehrfurcht verbietet mir, dies Plaidoyer 
zu wiederholen. (Bravo!) M. Ai Auf ſolche Weiſe entſtehen keine Reor⸗ 
ganiſationen, und Sie (auf die Miniſter deutend) hatten auch nicht das Titel⸗ 
chen eines Rechts, dieſe Einrichtung zur dauernden zu machen. (Wiederholter 
Beifall). Man kam nun, m. H.,, in der damaligen Kammer, trotz der ger 
wichtigſten, entgegenſſehenden Bedenken, dahin die Sache noch einmal auf 
12 Monate zu beſeitigen, und es erhielt ein 5 nämlich 
die Bewilligung eines ermäßigten Pauſchquantums, die Majorität von % 
der Vincke'ſchen Fraction. So lange Kammern exiſtiren, wird man es nicht 
möglich machen, durch Bewilligung von Geld das zu beſchaffen, was nur 
die heilige Sanction der Geſetze ſchaffen kann, und mit der einfachen Geld⸗ 
bewilligung kann niemals die Reorganiſation feſtgeſtellt werden. (Sehr richtig.) 

„Die nächſte Neuwahl geſtaltete das Haus um, in dem die Minorität zu 
einer ſehr anſehalichen Majorität verſtärkt wurde. Die ag wäre nun 
gendthigt geweſen, die Angelegenheit auf verfaſſungsmäßigem Wege zu res 
geln; und worin beſtand dieſer verfaſſungsmäßige Weg? Wenn auf der 
einen Seite das verfaſſungsmäßige Bewilligungsrecht des Hauſes hebt und 
auf der andern Seite die factiſche Verlegenheit der Regierung, hat fie das 
Budgetrecht des Hauſes anzuerkennen uns die fraglichen Ausgaben nicht im 
Budget, ſondern als einen außerordentlichen Credit und Indemnität zu for⸗ 
dern. (Sehr richtig) Wenn erſt der Grundſatz dem Hauſe entgegen gehal⸗ 
ten werden kann: Ihr müßt einen Budgetpoſten bewilligen, weil die Aus⸗ 
gabe einmal gemacht iſt, dann, m H., giebt es kein Budgetrecht mehr. 
(Zuſtimmung.) Schon damals trat die Frage in den Vordergrund, ob man 
das Budgetrecht reſpektiren will oder nicht. Es wurde uns gejagt: das Mi⸗ 
niſterium will das nicht und kann das nicht, und darauf hin wurde der viel⸗ 
fach angefochtene Beſchluß im Haufe gefaßt. Meine Herren! Ein Paar 
Worte über den Vorwurf der Unbefonnenbeit, welcher der Majorität gemacht 
wurde, die dieſen Beſchluß gefaßt hat. Wir geben zu, daß man in einem 
neuen Verfaſſungsleben von ſeinem Rechte nur zögernd Gebrauch machen 
und jeder Meinung des Landes gebührend Zeit laſſen muß, ſich zu läutern. 
Dies Talk ren iſt echt norddeutſch. Wenn aber zum dritten und vierten 
male dieſelbe Situation wiederkehrt und man uns ſagt: „Ihr babt zwar 
das Recht, aber Ihr müßt keinen Gebrauch davon machen, denn wenn Ihr 
dies thut, ſo wird Euch das Recht genommen“, ſo tritt der Zeitpunkt ein wo 
man einen Entſchluß faſſen muß (Sehr richtig) und zwar aus folgenden 
Gründen: Wenn man nicht den a hat in einer 0 geſpannten Lage 
„Nein“ zu ſagen, ſo verzichtet man ſelbſt auf ein Recht und wird uns vor⸗ 
gehalten, daß unſer Recht vergewaltigt wird, nun, meine Herren, das ver⸗ 
gewaltigte Recht ſteht wieder auf, das muthlos verzichtete Recht iſt todt. 
(Zuſtimmung.) 

Wer einen ſolchen Entſchluß nicht faſſen kann, der wird niemals die con⸗ 
ſtitutionelle Verfaſſung als eine Wahrheit ſehen. (Sehr richtig!) In der 
einen Seſſion wurde dem Hauſe geſagt: Nehmt Vernunſt an, das Geld iſt 
ausgegeben, Ihr habt das Recht zu ſtreichen, aber bewilligt doch noch ein⸗ 
mal, und, m. H., in einer ſpätern Seſſion wurde uns geſagt: Ihr müßt die 
Ausgabe bewilligen, denn fie iſt eine dauernde geworden, weil Ihr früher 
nicht „nein“ gejagt habt! (Zuſtimmung.) Das Haus von 1862 batte dem 
Miniſterium geſagt: Wir haben das unzmeifelhafte Recht, alljährlich das 
Geld für die Armee zu bewilligen, und wir wünſchen ein Geſetz nur 1 Re⸗ 
gelung der Nebenpunkte; das ſetzige Minifterium negirte zuerſt dieſe Voraus⸗ 
ſetzung, gr aber dann ein Geſeß vor, was vielerlei enthielt, aber von den 
ſtreitigen Punkten nicht eine Silbe, ſondern nur eine Generalvollmacht für 
den Kriegsminiſter, über die jungen Mannſchaften für 7 Jahre beliebig zu 
verfügen. Die damalige Commiſſion kam nicht auf eine einfache Verneinung, 
ſondern fie ging zurück auf die früheren Verhandlungen, und proponirte po» 
ſitive Vorſchläge. Die Regierung lehnte dieſe Vorſchläge ab, und nach viel⸗ 
fachen Verſuchen erſcheint mit dem Beginne dieſes Jahres ein neuer Geſetz⸗ 
Entwurf, der wiederum nichts weiter enthält, als die obige General⸗Voll⸗ 
macht, vor derſelben Kammer, die dieſe Vollmacht bereits einmal mit großer 
Maſorität avgelehnt hat. Aber die Regierung bleibt dabei, daß fie hiermit 
den Weg der Verſöhnung beſchreite, dies iſt ihr Dank für das patriotiſche 
und aufopfernde Verhalten des Volkes im letzten Jahre, im Kampf um 
deutſche Ehre. (Hört, hort!) In der Commiſſion wurden mehrfache Vor⸗ 
ſchlage gemacht; der Kriegsminister lehnte fie aber alle ab, bis das Amen⸗ 
dement v. Boni erſchien. Die Erklärung des Herrn Kriegsminiſters über 
daſſelbe habe ich fo verſtanden: es wird doch nichts daraus, und deshalb 
lehne ich es ab. — Die erſte Streitfrage iſt nun die Präſenzzahl der ſtehen⸗ 
den Armee. Wenn die Regierung Verſtändigung will, fo iſt bei dieſer Zahl 
eine Modification moglich, es muß eine Mittelzahl genannt werden zwiſchen 
180 und 210,000 Mann. Von unſerer Seite, von Seiten dieſes Hauſes iſt 
das geſchehen; die Regierung hat aber alle die Gebote des Hauſes nerneint, 
Der zweite Streitpunkt betrifft die Cadres. Wenn die Regierung Verſtän⸗ 
digung will, ſo iſt hier wieder ein Punkt, bei welchem ſie die Initiative er⸗ 


Ae kann. Sie muß die Zahl der Cadres vermindern, oder die Kopfzahl. t 
eſchieht dies nicht, ſo heißt dies zum zweitenmale: wir laſſen uns auf|oppoittionele Verhalten dieſes Haufes anklagen. Aber, wer feit fünf Jahren 


Zeitun 


—— Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
alten u auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 


an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 6. Mai 1865. 


gegenüber: wir wollen die Reorganiſation, die endgiltige Reorganiſation, 
und nichts weiter! 

Dem Inſtitut der Landwehr ſteht ferner entgegen die unüberwindliche 
Eiferſucht unſerer Cadetten⸗Ariſtokratie gegen die Männer von höherer Bil⸗ 
dung und Lebensanſchauung, als die iſt, die in ihren Reihen vorwaltet. 
Dieſe Eiferſucht iſt vorhanden, aber ſie könnte veredelt werden, und es wäre 
in der That eine ſchöne Aufgabe, aus ihr einen Wettkampf zu entwickeln, 
der beide Theile fördern müßte. Die Könige Friedrich Wilhelm III. und IV, 
verſtanden es, der Landwehr Gerechtigkeit widerfabren zu laſſen, und es ſind 
einige Worte, die ſie bei Zwiſtigkeiten der Cameraden von der Linie mit den 
Cameraden von der Landwehr gebrauchten, bekannt genug. — Nun, m. H., 
der Militärftaat ſchied die Landwehr ſyſtematiſch aus den böberen Stellen 
aus, man entfernte ſie aus dem militäriſchen Hofſtaat, aus der Generalität 
und tiefer hinab, bis man zuletzt nur noch die Subalternſtellen für ſie hatte. 
Die Landwehr wurde ſeit vielen Jahren ſchon in dieſen Kreiſen nicht mehr 
als ein militäriſches Inſtitut betrachtet, und fie gab für die einzelnen Män⸗ 
ner, die man nachher nicht mehr Landwehr, ſondern Reſerven nannte, nur 
den Namen ab. Man erkannte ſie allenfalls als brauchbar für den Krieg 
an, bei dem es bekanntlich nicht gerade auf die Tournüre ankommt. Dieſe 
Anſchauungen find dann zu ihrem Abſchluß durch die Reorganiſation gekom⸗ 
men. — M. H.! Wir haben oft Gelegenheit gebabt, die Zurückhaltung zu 
würdigen, die der Herr Kriegsminiſter dieſer Verurtheilung der Landwehr 
gegenüber beobachtet hat. Diesmal iſt er gendthigt N den Schleier 
etwas weiter zu lüften. Wir haben ihn die mannichfachen Gründe anfüh⸗ 
ren hören, aus denen ſeiner Anſicht nach hervorgeht, daß die Landwehr den 
ihr geſtellten Aufgaben nicht mehr gewachſen iſt. Man hat ein Auge über 
ihre mangelnde Kriegsbereitſchaft zudrücken müſſen. Man lobte, was man 
leider mußte. Aber die mangelnde Kriegsbereitſchaft ſoll das Motiv geweſen 
fein, das die Reorganiſation hervorrief, die kein Recht verletzt haben ſoll. 

Nun, meine Herren! Ich will auch hier nur ſagen, daß der Herr Kriegs⸗ 
Minifter, trotz feiner klugen Zurückhaltung, die Landwehr verſtändlich, wenn 
auch möglichſt ſchonend, berurtheilt hat. Aber ich glaube, daß er mit dieſer 
Verurtheilung das Land nicht überzeugen wird. Es liegt eine ganze Welt 
zwiſchen den Anſchauungen des militäriſchen Hofſtaats und denen des mili⸗ 
täriſch geſchulten Volkes, ein Stück lebendiger Geſchichte des preußiſchen 
Volkes und ein Stück gerade feiner ruhmvollſten Thaten. Nach den Erfah: 
rungen der großen Kriege fand man eben in der Landwehr das Correctiv 
für des fehlerhafte Milizſyſtem und ihre Gründer haben mit Glück das 
Problem gelöft, das militäriſche Element mit dem bürgerlichen zu verſchmel⸗ 
zen. Wenn man die Mannſchaften der Landwehr und des ſtehenden Heeres 
unterſcheiden ſoll, ſo braucht man nur das einfache Urtheil und den geſunden Ver⸗ 
ſtand re um zu erkennen, daß die Landwehr ſich nur unterſcheidet, 
weil ſie kräftiger, ausgedienter, vollgeſchulter iſt, als die größere Hälſte des 
ſtehenden Heeres, und in der That beſitzt ſie eine ſolche Ausbildung, daß ſie 
ſelbſt nach einem langen Zeitraum bürgerlicher Beſchäftigung nur weniger 
Wochen bedarf, um vollkommen kriegstüchtig zu werden. Und was bean⸗ 
ſprucht denn die Landwehr der Linie gegenüber? Nichts, als daß fie derſelben 
an Ebren gleichgeſtellt und in ihrer Selbſtſtändigkeit anerkannt wird. Der 
Herr Kriegsminiſter mag anführen, was er will, das Land wird die Erfah⸗ 
rungen, welche die Generale der Befreiungskriege mit der Lindwehr gemacht 
baben, höher ſtellen, als die, welche an ihr bei den letzten Mobilmachungen 
hervorgetreten ſein ſollen. Wenn die un Techniker auf einen jo 
hartnäckigen Unglauben ſtoßen, dann ſollten ſie ſchließlich doch einſehen, daß 
es ſich füglich nicht um ihre techniſchen Erfabrungen ſondern um ihre tech⸗ 
niſchen Vorurtheile handelt. Meine Herren! Wean vie militäriſchen Autori⸗ 
täten mit dem, was ſie über die Unzulänglichkeit der Landwehr ſagen, Recht 
hätten, dann wäre die Landwehr nie entſtanden; nun iſt fie aber nicht blos 


entſtanden, ſondern hat auch ihre Lebensfähigkeit bewieſen, und deshalb 1 


möchte ſie gegen dieſe Autoritäten Recht bebalten. 
M. H.! Die Commiſſion und dieſes Haus haben mehrfach Gelegenheit ge⸗ 


habt, zu erfahren, daß die Ausrüſtungsgegenſtände für die Landwehr auf das 


Aeußerſte erſchöpft find; den Bemerkungen, die der Herr Kriegsminiſter daran 
knüpfte, will ich nur Folgendes entgegenhalten: 1850 wurden für die Land⸗ 
wehr 513,634 Thlr. gefordert, das Haus hat dieſe Summe verdoppelt, 1852 
und 1864 wurden ähnliche Summen verlangt, und das Haus hat beivemal 
das Doppelte bewilligt. Ich glaube, es bleibt nur die Alternative übrig: 
entweder die Regierung hat nicht die Abſicht, die Landwehr in ihrer heutigen 
Geſtalt zum Kriege zu verwenden und ſie läßt ſie deshalb zu einer 
demoraliſirten Truppe herabdrücken, oder ſie hat die Abſicht, die 
Landwehrbataillone, wenn es der Krieg als nöthig hinſtellt, in's 
Feld zu ſchicken, und dann müſſen wir, da dieſe Eventualität nur in einem 
äußerſten Falle, in einer Kataſtrophe eintreten kann, denn doch ſagen, daß 
es ganz unverantwortlich fein würde, ſolche Landwehr⸗, ſolche Iuvaliden⸗ 
Compagnien dem Feinde entgegenzuführen. — Die Regierung verſichert uns, 
daß ſie mit ihrem Geſetzentwurf und mit der Reorganiſation nur eine Er⸗ 
leichterung der Landwehr beabfichtige, aber ſie verlangt dafür die Erhöhung 
des viel ſchlimmeren und läſtigeren Dienſtes im ſtehenden Heere, und ob die 
Betroffenen dies vorziehen, das käme auf die Frage an. Schonung der 
Familienväter haben wir gleichfalls gewollt, aber dieſe Schonung ergiebt ſich 
von I wenn die Landwehrbataillone ſo vollzählig ers würden, als 
ſie ſein ſollen. Der Herr Kriegsminiſter muß das Syſtem beſſer kennen als 
ich und deshalb auch wiſſen, daß der Stifter der Landwehr 1813 vorſchrieb, 
das Landwebrbataillon ſolle aus 1600 Köpfen bestehen, und davon ſollten 
1000 ausziehen. Aus dieſer Vorſchrift ergiebt ſich darchaus nicht die Notb« 
wendigkeit, n mit 3 Kindern einzuziehen und Unverheirathete zu 
Hauſe zu laſſen; in dieſen Rahmen läßt ſich die größtmöglichſte Schonung 
der eg ſehr wohl hineinb ingen. Wie aber ſtimmt damit die 
Ae ßerung: je zahlreicher die Landwehr aufgeboten werden müßte, um deſto 
rückſichtsloſer müßte mit den Familienvätern verfahren werden! 

Der vierte Streitpunkt, meine Herren, dreht ſich um die ſiebenjährige Dienſt⸗ 
zeit. Ich ſrage den ia rin des Herrn Kriegsminiſters gegenüber, ob 
die unbedingte Verpflichtung auf 7 Jahre gegen das reine Belieben der Ver⸗ 
waltung, ob fie eine Beurlaubung auf 4 Jahre eintreten laſſen will, nicht 
ſiebenjährige Dienſtzeit genannt werden muß? Die Verwaltung bebält ſich 
pure vor, die Verpflchtung auf 7 Jahre auszudehnen, und wenn der Herr 
Kriegsminiſter ſagt, daß man ihm ſolchen Unſinn nicht zutrauen dürfe, wenn 
er meint, daß die Charakteriſirung ſeiner Maßregel als 7jähr. Dienſtzeit nur 
ironiſch gemeint ſein konne, dann muß ich doch an len daß wir annehmen, 
die Regierung lege nicht unabſichtlich ein Geſetz vor, welches das Geſetz von 
1814 umkehrt, ſie wolle nicht unabſichtlich die Cavallerie 4 und die geſammte 
8 3 Jahre dienen laſſen, es könne ſich wohl ereignen, daß der Nach⸗ 
olger des Herrn Kriegsminiſters ein begeifterter Anhänger der 1 
Dienstzeit iſt. Ich glaube, daß der Kaiſer Napoleon ganz getroſt dieſen Ge⸗ 
ſetzentwurf annehmen und mit ihm die ſiebenjährige Dienſtzeit der Franzoſen 
aufrecht erbalten kann. — Der Herr Kriegsminiſter bat von einer berechtigten 
Interpretation des Geſetzes von 1814 geſprochen, die dem Geſetzgeber allein 
zuſtehe, folglich der Regierung. Aber nicht der Herr Kriegsminiſter iſt der 
Geſetzgeber, ſondern der König mit den beiden Häufern des Landtages. Und 
woher will er denn wiſſen, daß Konig Friedrich Wilhelm III. das Geſetz in 
dem von ihm gewünſchten Sinne erlaſſen hat? Wir wiſſen ja, daß dieſer 
Köni * Jahre 1832 zur Einführung der zweijährigen Dienſtzeit ſich ent⸗ 
ſchloſſen hat. 


Der Herr Kriegsminiſter hat gedroht, daß, wenn die Reorganiſation nicht 


angenommen wird, bei jeder partiellen Mobilmachung die ganze Landwehr 
eingezogen werden müſſe. Man weiß, daß die Armeen jetzt allgemein nach dem 
Muſter der franzöſiſchen in leichten Formationen re find, und daß dieſe 
leichten und kleinen Truppenkörper ſich schnell zu größeren Corps zufammenfegen 
laſſen. Man kann leicht aus jedem Armee⸗Corps ein Regiment nehmen und 
aus acht ſolcher Regimenter ein Operations⸗Corps bilden, wie im letzten 
Kriege. Das entſpricht dem Grundſatz der Gerechtigkeit, der es nicht ge⸗ 
ſtattet, eine Provinz 7 * und die anderen frei ausgehen zu laſſen. 
Aber dieſe große Wohlthat ſoll nur denkbar fein mit der vollen unverkürzten 
Organiſation, nur mit 224 Bataillonen; wenn wir blos 220, oder 216 Bas 
taillone unter den Waffen haben, dann iſt eine derartige Combination tech⸗ 
niſch unmöglich, wenn nur 2 Bataillone fehlen, dann muß die ganze Land⸗ 
wehr mit. M. H.! Ich begreife, daß dies ein Agitationsmittel it, welches 
für das Land berechnet iſt, der 


nichts ein. Auch hier ſteht uns immer wieder die Erklärung der Regierung! den Verhandlungen über die Reorganiſation gefolgt iſt, ſollte der nicht mitt⸗ 
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1% lerweile den Kern der kennen ie! haben? Sollte der nicht wiſſen, 
} daß wir bereit geweſen 55 in Abe entgegenzukommen, was die Wehr: 
kraft des Landes wirklich ſtärkt, und daß wir dafük nichts verlangten, als die 


|! ſagt, es geht doch nicht, denn es ift gegen das Geſetz. Und wenn wir hin⸗ 
treten und ſagen, daß es ſich für uns um eine Lebensfrage, um eine Ver⸗ 
faſſungs⸗ und Rechtsfrage handelt, dann erwidern die Militärs von Fach, es 
ginge vielleicht, aber nicht ohne Cempenſationen. . > 

Nun, m. H., die Regierung ela Fa daß 0,000 Mann mehr 
bei den Fahnen eingeſtellt werden, aber fie hat keine Veranlaſſung, etwas 
dagegen zu bieten, ſie verlangt, daß 117 Bataillone und 70 Schwadronen 
mehr ſormict werden, aber fie will nichts dagegen leiſten; fie verlangt, daß 
10-20 Millionen mehr in's Budget kommen, aber fie will keine Conceſſio⸗ 
nen machen; ſie erkennt an, daß die abgekürzte Dienſtzeit eine abſolute Noth⸗ 
wendigkeit iſt, wenn die allgemeine Wehrpflicht praktiſch durchgeführt werden 
ſoll, aber auch wenn dies Princip gefährdet wird; die Regierung kann nicht 
nachgeben. Und wenn wir ſeit fünf Jahren ihr ſagen, daß es ſich um die 
einzig mögliche Verſtändigung handelt, um den Boden des Rechts und der 
Verfaſſung wiederzugewinnen, nein, die Regierung hat keine Veranlaſſung, 
1 von dem Boden ihres Geſetzes zu weichen. Aber ſie ſpricht von Compen⸗ 
2 ſationen, die ſo viel koſten würden, wie die Reorganiſation; nur ſollen wir 
Ih nichts über die Art dieſer Compenſationen erfahren. Möge fi 


7, 


te der Herr 
(hr Kriegsminiſter nennen, vielleicht nehmen wir fie an, auch wenn ſie fo viel 
koſten, wie die Reorganiſation; wir erſparen doch eine Hälſte, weil die wirth⸗ 
ſchaftliche Kraft, die bei der dreijährigen Dienſtzeit verloren geht, dem Lande 
donn erhalten bleibt. Die Regierung will die Reorganiſation und nichts 
als die Reorganiſation, wir ſollen ihr dieſe ſogar ohne alle Bürgſchaft für 
die Zukunft zugeſtehen. Dem gegenüber kann man die Wahrheit der ganzen 
Sacklage nicht kürzer und faßlicher ausdrücken, als mit den Worten des 
Berichts: „Die Staatsregierung habe zwar den aufrichtigen Wunſch ausge⸗ 
ſprochen, dem Hauſe mit derſöhnenden Schritten entgegenzukommen, aber fie 
könne keinen Mann von der gegenwärtigen Kriegsſtärke des Heeres, kein 
0 Bataillon von der Zahl der jetzigen Cadres, kein Jahr von der ſieben 
8 Dienſtzeit, keinen Tag von der dreijährigen Fahnendienſtzeit ent: 
ehren, ſondern biete nichts Neues, als eine Mehrforderung von 1,652,781 
Thaler im Militär⸗Budget und eine Ausſicht auf weitere Vermehrung der 
Linien⸗Cavallerle.“ J 
Nur ein Mißverſtändniß ſeitens des Kriegs miniſters kann darin eine 

‘ ironiſche Bemerkung erblicken, ja dies Urtheil, m. H. enthält eine, wenn au 
| unwillkührliche, ſo doch draſtiſche Anerkennung der Wahrheit unſerer Anſicht. 
Die Regierung fagt, ſie habe ja Alles gethan damit, daß fie ſeit 4 Jahren 
uns wieder und wieder das Geſetz vorgelegt, während ſie die Sache doch im 
Budget hätten erledigen können. Was der Inhalt dieſer Geſetze iſt, daß fir 
N Alles verlangen, was nur verlangt werden kann, daß Alles verneint wird 
was das Land verlangt, daß jedes Amendement abgelehnt und in jet 

1 — 9 nur die frühere wiederholt wird, das wird nicht geſagt, das i 
inetlei. | \ 
Nach einem dreijährigen, budgetloſen Regiment, nach Bedrückung und 
Verfolgung der Preſſe, der überzeugungstreuen Beamten, der Communen, 
ſind wir immer wieder mit denſelben Forderungen gekommen, und da erhebt 
h man noch den Vorwurf eines Mangels an fachlichen Gründen? Wenn die 
Regierung freilich die Sache vom Partei⸗Standpunkt aus anſieht, dann muß 
| fie wahrnehmen, daß fie die halbe Welt gegen ſich bat und auf dem extremen 
| Standpunkte ſieht fie dann freilich nur Extreme ſich gegenüber. Wenn di 
0 Regierung fortfäbrt, von Jabr zu Jahr, von Monat zu Monat mit gleicher 
FR, Feſtigkeit ihr Syſtem zu verfolgen, ſo wird ſie dadurch nur die Heſtigkeit des 
25 Widerstands reizen. Es iſt eine optiſche Täuſchung, daß bei dem Hinablau⸗ 
2 fen von der ſchrägen Ebene der Gegenſtand, an welchem man vorbeiſtürzt, 
Einem entgegentritt; der Fortſchritt der Regierung iſt das Hemmniß, nicht 
| die Fortſchrittspartei. (Sehr richtig.) Daß es Parteien giebt, die den inne 
5 ren Conflict als Lebenswurzel anſehen, iſt wiederholt beſtritten worden; es 
iſt eine Redensart des Militärftaats, wie die vom innern Düppel. Nun, 
wenn man das innere Düppel zur Wahrheit machen wollte, fo weiß ich, daß, 
wenn Etwas bricht, Etwas wieder auferſteht, ein repräſentatives Abgeordneten⸗ 
haus und Etwas ſicherlich nicht, — das Herrenbaus. 
Welches Motiv iſt denn nur hinter dem Wunſch auf Fortdauer des Con⸗ 
fliets denkbar? Der Hr. Kriegsminiſter hat immer die Methode, ſich mit 


Vorliebe den Anſichten einzelner hervorragender Mitglieder dieſes Hauſes zu⸗ geg 


| 
3 zuwenden, anſtatt das Allgemeine im Auge zu behalten. Jener Anſicht über 
| . Fortdauer des Conflicts iſt ſchon in der Commiſſion widerſprochen worden; 
* es iſt eine philoſophiſche Anſicht und vielleicht als Ausnahme, nicht als Ri 
5 gel zu betrachten. Das iſt zuletzt doch auch ein natürlicher Geſichtspunkt; 
N die Militärfrage hat ein rechtliches und ein techniſches Element; laſſen Sie 
h dem letzteren nun gänzlich die Oberhand, machen Sie den Staat zu einem 
hl Anhang der Generals nipection der Armee, fo dürfen Sie ſich nicht wundern, 
r daß man dagegen opponirt, daß dem Mißtrauen gegen die Landwehr ein 
Voltsmißtrauen gegen das Geſetz entgegenttitt. Als den feindlichſten Stand: 
punkt bezeichnet der Hr. Kriegsminiſter doch wohl den des Abg. Waldeck. 
Nun, was will dieſer Standpunkt? Er will den Rahmen der Armee von 
1814 mit allen Unbequemlichkeiten lieber als die Reorganiſation, und da 
beißt es, er verlange ein Parlamentsheer; er will die Rang⸗ und Quartier⸗ 
liſte Friedrich Wilhelms III. erhalten und da ſprechen Sie von einem Par⸗ 
lamentsheere (Heiterkeit), Dadurch, daß ein Verbindungsglied zwiſchen Ver⸗ 
fofjung und Verwaltung noch fehlt; wird man eben mißtrauifch; ich werde 
es auch. Es iſt bedauerlich, daß der Hr. Kriegsminiſter ſtatt von unſeren 
Beſchlüſſen, von unſeren Arbeiten zu ſprechen, immer nur auf Tendenzen, 
Willensmeinungen Einzelner Räckſicht nimmt. Seitdem der Hr. Kriegsmini: 
ſter und ſeine jetzigen Herren Collegen in die Verwaltung getreten, iſt es 
Sitte geworden, daß, wenn man bei ſachlicher Bebandlung der Dinge vor 
dem Punkte fteht zu ſagen: Wir wollen Ja, oder Nein von Euch, man zur 
Antwort erhält: Nachdem Hr. A. das geſagt hat, Hr. v. B. das, Hr. C. 
das, fo ſehen wir, daß Ihr feindſelige Tendenzen verfolgt und daß mit Euch 
nicht länger zu unterha“ deln iſt (Heiterkeit). 
„Darüber kommt man an den Schluß der Vethandlungen und auge 
an den Schluß der Seſſion. Das iſt allerdings ein richtiges Argument, d 
der Konig das Recht hat, die Stärke des Heeres und der Landwehr zu bes 
ftimmen, allein es iſt doch nicht anzunehmen, daß der finanzielle Geſichts⸗ 
punkt dabei außer Acht bleiben wird. Man kann doch nicht vorausſetzen, 
daß die Finanzminiſter immer den Art. 99 der Verfaffung nicht kennen, aber 
frühere haben ihn gefannt, fpätere werben ihn vielleicht auch kennen (Heiter⸗ 
N keit). Freilich liegt es im Intereſſe der Hofleute, die Monarchen in der irri- 
gen Meinung zu erhalten und die Sache ſo darzustellen, daß die Geſetze zu 
K. augenblialichem Nutzen ausgebeutet werden können, Wir wollen die F ri⸗ 
ö rung, die uns“ gegen übermäßige Ansprache der Zukunſt ſchützt. Wir wollen 
k ine eng liſche Soldatenarmee, keine franzöſiſche Conſeriptionsarmee, ſondern 
die conſequente Durchführung des Geſetzes von 1814. Und regiert es ji 
denn nicht leichter mit feſter, geſetzlicher Regelung, als mit Wllkür? Es iſt 
mit unzweifelhaft, daß die Majortät, die beut noch das Geſetz will, von 
Monat zu Monat ſchmelzen und endlich dahin kommen wird, zu ſagen: wir 
wollen Kein'Geſetz! Unſere Macht gedeiht ganz anders und beſſer. Erſt wenn 
dieſe bewußte Tendenz hervorvortritt, dann ſptechen Sie mit Recht von Par⸗ 
. lamentartsmus. Je ſchroffer die Regierung auftritt, je ſchroffer wird das 
Haus ſein Budgetrecht wahren gegen die billigiten Anforderungen der Mi⸗ 
Ültärverwallung. Der Herr Ktiegsminiſter iſt als Menſch tief überzeugt von 
der Vorttefflichteit der Institution, die er geſchaffen, und daß dieſelde mit 
dem Geſetz von 1014 abereinſtimmt. Wenn er nun an die Vorlage glaubt, 
ohne daß er ibre voſulden Mefultate fibt, wird er an ſie glauben, wenn er 
die negativen ſieht? Der Herr Kriegsminiſter iſt nicht blos ein politiſchet 
Mann, er iſt auch ein veligiöfer Mann, und weil er das iſt, wird er nicht 
wollen und nicht glauben, daß ein Geſetz, welches das Kainszeichen des Eid⸗ 
bruches an der Stirn tagt, auf die Dauer durchgeführt werden kann. (Große 
Unruhe bei den Conſetranden. Ruhe] Ruhe! zur Linken. Der Praſident 
giebt des Zeichen mit der Glocke.) 
Dis iſt eine rechtliche und religiöſe Wahrbeit. Wir ſtehen nicht 
ne dem Standpunkt des Geiſtes, ver ſtets verneint, vielmehr, und das 
iſt von außen het mit Bewunverung anerkannt worden, wir wollen er⸗ 
ballen, was wit haben und unſeren Opfermuth und unſere Hingabe an das, 
was wir Haben, ſtets bekunden. Das Ausland wundert ſich darüber, daß 
ſich unfer Royalismus ſtets neu belebt, dies legt eben in unſerem, durch 
Aunſere Inſtitutionen genährten Rechtsbewußtſein; in keinem Staate Europa’s 
iſt dar Band zwiſchen König und Volk enger, als bei uns, und die Gründe 
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15 dſeſer Erſcheinung wurzeln in der allgemeinen Wehrpflicht, und indem wir 
LIE pertbeitigen, bekunden wir unfete Leyalilät gegen den König. Wir be⸗ 
a. ſchliefen, indem wir uns der vollen Verantwortlichteit bewußt ſind, die wir ſie 
1 dem Lande ſchulden und vot unſeren Wäblern rechtfertigen werden. Ich 
je "empfehle Ihnen, lebnen Sie dieſen Gefegentwurf im Ganzen ab. Ich glaube 


nicht rötdtg, zu baben, auch noch die Abler nung der einzelnen Paragraphen 
anzurathen. (Stürmiſches Bravo von de ſchiedenen Seiten des Hauſes, das 
ſich wiederholt, als ‚fi von den Conſervativen heftiges Ziſchen vernehmen läßt.) 
Damtt ſchließt der Vortrag des Berichterſtatters Abg. Gneiſt, der 4 
unden, von 10% bis 2% Uhr, geſprochen, und während deſſen Vice⸗ 


. St 


abgekürzte Dienſtzeit? Die Regierung nun hat Äbrerfeit3 ſelbſt zugeſtanden, 
vaß es mög ich ſei, eventuell die zweijährige Dienſtzeit einzuführen, aber fie | 


Auffaſſung davon auszuſprechen. Der Herr nannte mich einen 
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ident v. Unruh den Vorſitz übernommen hat. Nach Schluß deſſelben 
verlangt das Wort der a N 
Kriegsminiſter v. Roon: Ich habe nicht die Abſicht, den Referenten zu 
fderlegen oder über die Mater le zu ſprechen, weil ich glaube, daß ich zu 
richtigungen über unrichtige Auffaſſung, ſchiefe Urtheile und Entſtellungen 
allenfalls bei der Spezial⸗Discuſſion Veranlaſſung finden werde. Wenn aber 
der Herr Referent ſich erlaubt hat, perſönlich zu werden, in einer Weiſe, die 
wohl bisher in der parlamentariſchen Geſchichte aller Völker unerhört iſt (Un⸗ 
ruhe, Widerſpruch links), fo bin ich genöthigt, ſchon jetzt meine perſönliche 


iſchen 
Mann und darin mag er Unrecht haben. Er nannte mig ellen alien 
Mann: ich könnte ihm dafür danken, denn es iſt allerdings ſeit langer Zeit 
mein Beſtreben, dieſen Namen zu verdienen. Wenn er nun aber die Frage 
daran knüpft: wie kann dieſer religiöfe Mann ſich zu einem Werke bekennen, 
das „das Kainszeichen des Eidbruches an der Stirn trägt?“ — wenn er das 
jagt mit Bezug auf mich, den religöbſen Mann, fo muß ich mich zunächſt 
darüber wundern, daß er darüber von dem Herrn Präſidenten nicht zur 
Ordnung gerufen worden iſt. (Große Unruhe links.) Da das nicht geſcab, 
ſo bin ich weinerſeits in der unangenehmen Lage, ihm zu erklären, daß ſeine 
Aeußerung jedenfalls an der Stirn trägt den Stempel der Ueberhebung und 
der Unverſchämtheit. (Stürmiſche Unterbrechung. Der Präſident iſt erſt all⸗ 
mälig mit Hilfe der Glocke im Stande, das aufaeregte Haus zur Rube zu 
bringen. Er ergreift ſelbſt das Wort, während Präſident Grabow ſich in die 
nächſte Nähe des Vicepräſidenten begiebt.) 

Vicepräſident v. Unruh: M. H.! Ich bedauere ausdrücklich, nicht im 
Stande ee zu ſein, nach meiner rechtlichen Ueberzeugung den Redner 
zu unterbrechen und zur Ordnung zu rufen. Ich gebe dem Hrn. Kriensmi 
nifter zu, daß der Ausdruck des Referenten in der Geſchichte der Parlament 
nicht leicht vorkommt, aber zur Ertheilung eines Ordnungsrufes mußte i 
außer Stande ſein, weil ich in der That nach meiner feſten Ueberzeugung 
die Aufrechterhaltung der Reorganiſation mit dem Beſtehen der Verfaſſun 
und des auf die Verfaſſung geleifteren Eides nicht in Nene 
bringen kann. Hat der Referent darin geſeblt, fo muß ich dem Hrn. Kriegs 
miniſter zu bedenken geben, daß auch ſeine Worte die Grenzen des parla 
mentariſchen Brauches weit überſprungen baben, und daß er das Präſidin 
in die Unmöglichkeit verſezt, künftig die Minifter zu ſchüzen, wenn fie bi 
zu dieſer Grenze einen perſönlichen Angriff erwidern. Ich glaube übrigen 
nicht, daß der Referent mit ſeinen Worten den Hrn. Kriegsminiſter hat b 
leidigen wollen, und übergebe den Vorſitz dem erſten Präſidenten. 

Präs. Grabow übernimmt wiederum den Vorſitz. Der Kriegsminiſtet 
und der Referent verlangen gleichzeitig das Wort. Präſident Grabow. 
Ich glaube in dieſer Situation dem Referenten das Wort geben zu müfjen. 

Abg. Gneiſt: Ich bedauere doppelt, daß der Herr Kriegsminiſter mei 
Aeußerung durch ein anderes Verftänpnib zu etwas ganz Anderem gemacht 
hat. Erlauben Sie mir, das Geſagte wörtlich zu wiederholen: ich habe dem 
Herrn Kriegsminiſter geſagt, gerade weil ihm die Erhaltung feiner Inſtitution 
am Herzen liegt, ſo kann es nun und nimmermehr ſein Wille, ſein Glaube 
ſein, auf dem Wege von Verfaſſungsbruch und Eidbruch dieſes Inſtitut auf⸗ 
recht zu erhalten und durchführen zu wollen. Meine Herren, das iſt ja doch 
das Gegentbeil, das iſt die Appellation an das Vertrauen und die Ebrenhaftigkeſt 
des Kerrn Kriegsminiſters, die ihn abhalten wird, dieſe Inſtitution auf die 
Dauer aufrecht erhalten zu wollen. Ich glaube, meine Herren, wenn dieſe 
bedingte Auffaſſung eines Referenten bei jo ernſt,teligibſen Wahrheiten nicht 
geſtattet wird, ſo iſt dann überhaupt ein hartes Wort gegen künf ig zu beſor⸗ 


e gende Verletzungen unſeres Rechts gar nicht mehr zuzulaſſen. Ich kann Sie 


verſichern, meine Herren, es iſt mir noch nicht vorgekommen, daß eine bedingte 
Vorausſetzung, die ja doch die Wahrheit in ſich trägt, ſo ohne Weiteres und 
als perſönliche Verletzung des Ktiegsminiſters in das Präſens übertra⸗ 
en wird. 
: Und gerade, da wir auf dem Boden ſtehen, gegenfeitig an unfere Ges 
wiſſenhaftigkeit zu appelliren, ſo darf es mir zum Vergnügen gereichen, mir 
ſagen zu können, daß ich dieſen perſönlichen Vorwurf dem Kriegsminiſter 
nicht mache, und ich glaube, daß, wenn ich das hier erklärt habe, der Herr 
Kriegsminiſter die von mir aufgeſtellte Behäuptung am ‚beiten beftältgen 
könnte dadurch, daß er erklärte, daß er mit dieſer Declaration als einer 
ganz offenen und rechtſchaffenen vollkommen zufrieden geſtellt iſt. Und ich 
andererſeits glaube ebenſo aufrichtig, daß der Herr Kriegsminiſter ein ſo 
vollkommen unparlamentariſches Wort nicht als eine perſönliche Beleidigung 
egen mich gemeint hat (lauter Widerſpruch links), ſondern daß er als ein 
teligiöfer Mann es zurückzichen wird. (Wachſende Unruhe 1 Dann 
muß ich noch Eines bemerken. Ich habe kaum eine Silbe aber das Ver⸗ 
fahren des Herrn Kriegsminiſters geſagt, ohne in der ſchonendſten Weiſe 
hinzuzufügen, in welchem Zuſammenhange, von welchem Standpunkte aus 
ich dies Verfahren für erklärlich gefunden habe. Ich glaube, der Herr 12397 
miniſter kann ſich über ſchroffe, gegen feine Perſon gerichtete Ausdrücke 
meinerſeits nicht bellagen. 
Kriegsminiſter v. Roon: Es iſt mir angenehm, von dem Herrn Referent 
gebört zu haben, daß er feinen Auslaſſungen einen anderen Sinn geb 
als das Verſländniß ſeiner Auslaſſungen zuließ. So weit ich aufge: 
paßt habe, war ein Unterſchied zwiſchen dieſer etwas amplificirten Ausfuͤh⸗ 
rung von jetzt und der ſehr nee und deswegen jedenfalls deutungsvoller 
Meile von vorhin. Gegen dieſe letztere habe ich mich verwahrt, Wäre mei 
Auffaſſung richtig geweſen, fo würde ich in Betracht deſſen, daß mich das 
räſidium nicht geichäßt hat, ohne Weiteres nach meiner Auffaſſung zu den Aus: 
drücken berechtigt geweſen ſein, die ich gebraucht babe. Deſto lieber und ans 
genehmer iſt es mir, fie nach den letzten Erklärungen des Herrn Referent 
bedauernd zurückzunehmen. Wenn der Herr Vicepräſident verhindert geweſen 
zu ſein behauptet, die Correctur eintreten zu laſſen, weil er ſich ſachlich ein⸗ 
verſtanden erfläre mit den Auslaſſungen des Herrn Referenten, fo muß ich 
doch ſagen, daß eine ſolche Art und Weiſe zwiſchen den in dieſem Hauſe ver⸗ 
handelnden Petſonen und Parteien Licht und Sonne zu tbeilen, mir nicht 
ganz richtig erſcheint, ſchon deshalb nicht, weil ſie dadurch den Einzelnen 
nötbiat, ſich ſelbſt Recht zu nehmen. ) N 
Bräfident Grabow: Ich war wäbrend des ganzen Vorganges im Haufe 
zugezen und habe den betreffenden Paſſus in der Rede des rn. Referenten 
ebenfo verſtanden, wie er ihn declarirt hat. Der Herr Vicepräſident hatte, 
glaube ich, keine Veranlaſſung, den Redner zur Ordnung zu rufen. g. 
Gneiſt: Das Miß derſtändnuß iſt wahrſcheinlich dadurch entſtanden, daß ich 
‚an der betreffenden Stelle geſagt habe: „würde“ während der Herr Kriegs⸗ 
miniſter verſtanden hat „wird“. Präſident Grabop erklärt unter oje 
dauernder großer Unrube und Aufregung im Haufe den Vorfall für erlec igt, 
ertheilt aber noch das Wort dem Abg. Wagener (Neufteitin): Wenn die 
Ausdrücke „Prellerei,“ „Erſchleichung“ gegen meine Partei gerichtet ſind, 
worüber wir unzweideutige, offene Auskunft erwarten, jo erkläre ich im bes 
jahenden Fall ſchon im Voraus, daß wir dann verzichten, über den Gegen⸗ 
ſtand noch weiter mit ibm in dieſem Haufe zu verhandeln, nicht aus Achtung 
vor ibm, ſondern aus Achtung vor dem Haufe und vor uns ſelbſt. Bei aller 
Schärfe der Gegenfäge müſſen unſere Discuſſionen durch ihre Form beweiſen, 
daß wir am Dönhorsplage, nicht auf dem Dönbofsplatze find. . 
Abg. Gneiſt: Es war eben die Falſchheu der Deduction der Herren, die 
ich angriff, weil, wenn dieſe Deduction richtig ware, der Geſetzgeber einen 
Akt der abſichtlichen Täuſchung begehen würde, und das iſt nicht möglich. 
Ein Anttag des Abg. Richter, die Debatte cuf eine Viertelſtunde zu 
unterbrechen, wird abgelehnt, und das Haus tritt in die Specialdiscuſſien 
det Milität⸗Vorlage ein. Der Kriegsminister verläßt den Sitzungsſaal. 
Die 8$ 1-4 der Regierungs- Vorlage ſtehen gleichzeitig mit den entſpre⸗ 
chenden Paragrapben des Bonin'ſchen Geſetzentwucfs zur Debatte, und nap⸗ 
dem der Abg. v. Bonin ſeine Amendirung vertheidigt, wird 8 1 und 2 in 
beiden Geſtalten mit überwiegender Majorität abgelehnt. Der Abg. v. Bo⸗ 
nin zieht darauf den Reſt feines Entwurfs zurück. $ 2 der Re⸗ 
gexrungs⸗Vorlage wird in namentlicher Abſtimmung mit 258 gegen 
33 Stimmen verworfen. 3 
„Reg.⸗Commiſſar v. Hartmann: Die Regierung hat an der weiteren 
Diskussion kein Intereſſe und wird ſich an ihr nicht weiter be heiligen. Prä⸗ 
ſident Grabow: Ich entnehme daraus, daß die k. Staatsregierung das Ger 
ſetz zutüdsieht. Reg.⸗Commiſſar: Ich bitte meine Erklärung wörtlich zu 
nehmen, 1 4 v. Hartmann verläßt den Saal, Miniſter v. Selchow, 
der im ſpäteren Verlauf der Sitzung ſich eingefunden hat, desgleichen.) Abg. 
Berathung. Stimmen wir wenigſtens en bloe ab! Piäſident Grabow: 
der mice ee — 2 — muß. 
jämmtliche §8 der Vorlage verworfen, nur 
| Eine Diskuſſion findet nicht ſtatt. 
Sitzung Sonnabend 10 Uhr. 


ſizielle Anzeige von 
Darauf werden ſe 
tiven ſtimmen für dieſelben. 
Schluß 4 Uhr. Naͤchſte 


—— 
Gewinne der 4. Klaſſe 131. Lotterie. (Ziehung vom 5. Mai.) 

5 „Aus dem Staats⸗Anzeiger. 

Lotterie fiel ein Haupigewinn von 50,000 Tolr auf Nr. 30,550 in 
Berlin bei Hempter macher; 2 Gewinne zu 5000 Thlr. fielen auf Nr. 
78,873 und 80,199 in Berlin bei Lehmann und nach Danzig bei Rotzoll; 
3 Gewinne zu 2000 Thlr. auf Nr. 44,701 47,507 und 83,270, 


& 33. 97. 205. 73. 320. 24. 93. 435 


v. Hennig: Wir haben doch wahrlich kein de a an der Fortſetzung der 
Wir müſſen über ſämmtliche §8 abſtimmen, da ich der Staatsregierung of⸗ 
die Conſerva⸗ 304 


Bei der beute fortgefegten Ziehung der 4. Klaſſe 131. königl. Klaſſen⸗ 5 


1 c m 100 
3 4 
4 152. 


0 
10,566. 12,760. 12.849. 15,060. 
18. 32,414. 32954. 34.779,37, 
47, 77 8 50 219 
68,840, 74782. 75,135, 78, 2,282 


88,934. 90,517. 90,931. 92.229 und 94,474. 
36 Gewinne zu 500 Thlr. auf Nr. 1862, 2024. 8518, 10,485. 11,647, 


12,992. 14,335. 15,834. 20,113. 20,587. 21,801. 28,733. 31,267. 31,702, 


32,133, 32,523. 33,263. 34,865, 38,664. 45,129, 46,437. 46,439. 48,051, 
49,636. 54,665. 55,716. 63,082, 65,289. 70,178. 71,069, 76,364. 78,213. 
78,530. 82,983. 85,968 und 90,714. iS 38 

66 Gewinne zu 200 Thlr. auf Nr. 251. 2027. 2126. 2750, 4564. 6113, 
7458. 8187. 10,853. 12,044. 12,891. 15,336. 16,633, 17,283. 17,390, 18,163. 
19,435. 23,592, 23,736. 28,150. 29,229. 32,143. 33,600, 33,631, 33,942. 
34,964. 35,553. 40,778. 40,957, 41,928, 44,032. 44,233, 44,386, 46,176, 
47,066. 49,487, 50,178. 50,271. 50,427. 51,553. 51.567. 53,719. 55,647, 
57,069. 59,052. 59,833. 60,275. 60488. 61,292. 63,579. 64,957. 65,714. 
66,504. 68,263. 70.066. 76,03. 78,403. 82,234, 82,279. 84,017, 84,341, 
85,303. 86,551. 86,834. 89,279 und 91,5000. 

B. Aus dem Berliner Fremden- und Anzeigeblatt, 
N nur die Gewinne zu 70 und 100 Thlirn. 195 

(Die Gewinne zu 100 Thlrn. ſind der Nr. in Parentheſe beigefügt.) 

32. 139. 55. 79. 88. 209 (100) 20. 34. 50 (100). 84. 86.80. 333. 
62. 404. 96. 501. 4. 29. 41. 753. 62. 74. 804. 7. 52, 56. 916, 
61. 70. 209. 71. 87. 92 (100). 329. 405. 59. 67, 584. 95. 603. 54. 
63. 761 (100). 89. 97. 807 (100). 35. 51. 970. 2110. 21 (100). 71 (100). 
211. 15. 85. 325. 39. 62. 455. 71. 83. 95. 650. 78. 813. 61. 9003. 
22. 87. 177. 92. 205, 6 (100). 367. 97. 418. 32. 60. 556, 642. 63. 
70. 78. 720. 78. 900. 33. 77. 4097. 136. 38. 77. 86. 326. 53 90. 
401, 19. 36. 76. 531 49. 639, 709. 52. 58. 70. 821. 83. 905. 11. 31. 
84. 86. 5014. 25, 57. 104 (100). 35. 255. 348. 78. 413, 8.5 100). 
24. 615. 71. 90. 712. 93. 806. 8. 32. 73. 80. 923. 36. 68. 98. 
6059 (100). 78. 197. 207. 83. 438. 75. 500. 18. 30. 648. 55. 62. 706. 
59. 99. 800. 910. 56. 73. 7009. 10. 46. 58. 182. 247. 88. 96. 313. 
443. 540. 618. 20. 54. 78. 707. 45. 83. 88. 823. 45, 48. 8044. 88. 
109, 24. 34. 67. 260. 67. 75. 99. 378. 96. 494. 511. 24. 56, 59. 73, 
628. 38. 72. 732. 73. 883. 79. 972. 75 91. 9000. 19. 73. 114. 26. 27. 

(100). 50. 507. 16. 43. 64. 86. 601. 

2. 32. 716. 94. 823. 38. 68 g 


10,044. 83. 90. l1l. 334. 97. 428. 63,5 632, 86, 721, 59. 67. 
386. 66, 947. 11003. 25. 115. 54. 211. 88. 95. 408. 38, 525. 36. 
731. 44. 822. 48. 49. 51. 922. 12,013. 138. 78. 217. 347, 91. 444. 
69. 550. 53. 655. 68 (100). 724. 36. 55. 812. 978. 79 (100), 13,088. 
100. 81. 221. 38. 92. 385. 486. 553. 57. 69. 52. 623. 32. 79. 83. 747. 
93. 875. 940. 99. 14,033. 50. 127. 97. 228. 34. 97. 384. 91. 419. 
51. 530. 82. 612. 51. 54. 98. 759. 835. 43. 70, 903. 35. 15,000. 109. 
31. 35. 69. 263. 331. 406. 81. 545. 698. 742. 49. 71. 75. 802 (100. 
9. 64. 72. 81. 97. 98. 917. 


* 5. 1 

241. 52. 56. 69. 346, 85. 462 (100). 562. 75, 646. 
. 49. 807. 908. 13. 92 (100), 21.033, 147. 238. 57. 61 (100). 342. 
419. 500. 63. 78. 99. 612. 706. 20. 52. 74. 823. 73. 983. 22,084. 
104. 212. 16. 45. 63. 77 (100). 81. 363. 456. 588. 648. 760. 

. 806. 60. 912. 60. 78. 23,048. 58. 77. 107. 21. 67. 275. 88. 92 
(100). 311. 27. 33 (100). 443. 50. 71. 82, 517 (100), 45. 88. 762. 
812. 15. 79. 920. 24.009, 16. 41. 90. 120. 26. 82. 279. 200. 38, 51. 
71. 444. 559. 68. 72. 82. 615. 71. 797. 43. 46. 47. Cl. 85. 822. 932. 
33. 37. 61 (100). 25,014. 24. 68. 235. 56. 57. 432. 95. 526. 31, 614. 
714. 55. 57. 61 (100). 836. 46. 60 (100). 65. 938. 58. 88. 97. 26,099, 
; 53. 84. 89. 93, 700, 4. 18. 25. 47. 


20,045. 


121. 59, . 608, 
74. 76. 91. 924. 65. 27,113. 60. 74. 90. 235. 82. 93. 455. 71. 500 
(100). 32. 45. 48. 703 (100). 23. 67 (100). 837. 959. 74. 98, 28,060, 
79. 110. 16. 88. 232. 45. 63 9. 18. 458. 60. 63. 83, 615, 52. 


5 . * . „ 9. — . . 6 » 

62. 69. 761. 867. 69. 88, 29,007. 213. 80. 95. 326. 453, 74, 82 (100). 
555. 614, 54, 1 26. ne 22 2 * nog 22 
. 51. 82. 688. 765. 829 (100). 39. 906. 56, 92. 84183 7, 23 24. 
55. 385. 422. 42. 575. 93. 97. 639, 80, 702 (100). 17. 815. 42. 907, 
44. 96. 32,006, 12 (100). 73. 168, 250. 331. 481. 537 (1903. (00. 
339. 708. 54. 55. 854. 954. 59. 33,014. 93. 178. 89. 203. 42. 317. 


96. 421. 555 84. 89. 636. 87. 715. 783. 907. 69. 34017. 18. 27. 128. 
36. 73. 215. 50. 55. 67. 90. 301. 76. 420. 66 (100). 522 (100). 64. 69. 
84. 664. 785. 828. 84. 89. 905. 42. 35,002 (100). 47. 78. 85. 92, 126, 
81, 224. 81(100). 337. 401. 28. 30. 37. 56, 81. 91. 529. 83. 680. 769. 
914. 36,002. 55. 75. 78. 95. 230. 40. 47. 351. 422 Zu br 1 
59 (100). 77. 633. 802. 974. 37,049. 55. 85. 87. re 3.74. 249. 
72 (100). 90-(100). 327. 421 (100). 74. 532. 254. 844, 71. 90%. 88. 
38,041. 77. 123. 68. 91. 237. 313. 47. 78. 551. 99. 657. 89. 710. 
850. 57. 922. 57. 39,055. 101. 64. 79. 240, 67. 84. 346, 57, 00). 
96. 432. 567. 622. 29. 47. 60. 71. 783. 91. 64. 932. 38. 97, 
40,059. 218. 367. 448. 500. 43. 60. 97, 619. 739. 82. 96, 


71. 
87. 512. 71 (100). 
59. 80. 335 (100). 53 (400) 433, 43. 88. 
834. 46. 59, 82. 88. 906. 20. 31. 45.006. 73. 80. J 
22. 38. 86. 508 45, 69. 731. 32. 62. 956, 82. 
210. 19. 205. 35. 48. 72. 436. 55. 98 (100). 506. 13. 96. 619. 31. 35. 
723. 32. 39. 899. 47,055. 59. 79. 107. 60. 64. 70. 331. 48. 53. 445, 551. 
610. 15. 85. 720. 27. 48,013, 30 (100). 38. 146 (100) 24. 334; 68. 72. 401. 
12. 19: 21. 23. 71. 529. 59. 602. 59. 90. 793. 807 (100 81. 970. 75. 
78. 84. 49001. 8. 72. 90. 98. 197. 223. 311. 407. 25. 99. 541. 54. 
76. 93. 606. 71. 

50,047, 


‚32 . 
072.99. 128. 62. 


75 (100). 95. 295. 323. 47. 400. 38.87. 7 ' 
97. 53,211. 92. 98. 312. 39. 40. 410, 95, 510. 58. 667. 
(100). 44. 840. 61. 62. 54,058. 87. 116. 22. 34. 62. 288 
95. 473, 655. 63. 724. 42. 50. 59, 843. 913. 16, 62. 
229, 68. 90, 356 (100). 405. 71. 90. 529. 34. 70, 4.7 
30. 56,022. 94. 129. 51. 226, 29. 99. 324. 30. 539. 89. 
57,059. 81. 858. 


Q ” 


35. 68. 810. 65. 903 (100). 43 


60,006. 128 (100). 30, 77. 337. 72, 


86. 2 5 428. 75. 541, 667. 
726, 41. 47. 69. 810. 20. 92. 61,181. 212. 22. 42. 70. 87. 318. 26. 79. 
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72. 77. 97. 738. 47. 69. 77. 91. 811. 923. 64,003. 31, 51 (100), 66. 
120. 282. 471. 565. 87. 691. 70l. 61 (100), 807. 36. 67. 908. 60. 
65,094. 97. 162. 68. 228. 27. 310. 31. 84. 406. 517. 638. 793 
800. 925. 99. 66,025. 116. 48. 61. 89. 232. 644. 772. 803. 78. 89. 
905. 50. 67 (100). 67,205. 42. 317 (100). 419. 507. 24. 30. 56 (10). 
645. 705 (100). 43 821. 72. 68.189 (100). 78. 225. 41. 403,51, 579, 
627. 50. 810. 13. 78. 914. 28. 39. 0 69.020. 189 (100). 91. 
311. 13. 517. 609. 765. 91. 837. 46. 95. 98. 909. 69. 
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462. 64. 569. 76. 97. 691. 829. 90 (100), 915, 84,062, 149 (100), 
202. 330. 408. 599. 615. 77. 749. 90. 803. 33. 40. 74. 85,049. 
65 117. 69. 437. 62. 514. 78. 677. 701. 10. 824. 70. 911. 94. 
86 080. 112. 65. 81 (100. 283. 342. 92. 498, 538. 55. 60. 95. 608. 
16. 79. 758. 91 (100). 843. 931. 35. 87,027 (100). 104. 222. 84. 312. 

90. 408. 25. 56. 79. 524. 76. 609 (100). 749. 872. 82. 904 
Bo, 121. 465. 531. 64, 669. 702. 36. 821. 40. 74. 78 85. 89,017 
(100), 43. 
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417. 45. 627. 47. 729. 91. 864, 82. 956. 74. 92,103. 46 (loch. 
47. 66. 334. 73. 81. 414, 533. 665. 70. 719. 24. 53. 825 36. 912. 
16. 93,059. 93. 98 (100). 107. 118. 21, 212. 329. 74. 406. 53. 98, 
519. 87. 98. 764. 816. 76. 913. 94,055. 209. 76. 98. 391. 484. 607. 
17. 38. 47. 7. 62. 848. 64, 76 (100). 921. 41. 74. 


Die Stellvertretungskoſtenprozeſſe vor dem 
bertribunal. 

Ueber die am 17. März d. J. vor dem erſten Senat des königl. 
Obertribunals ftattgefundenen Verhandlungen derjenigen Stellvertretungs: 
koſtenproztſſe, in denen das Appellationsgericht Ratibor den Fiscus 
peruriheilt hatte, haben wir — ſchreibt die „Voſſ. Zig.“ — feiner 
Zeit ausführlich berichtet, und mitgetheilt, daß das Obertribunal auf 
die Nichtigkeitsbeſchwerde des Fiscus unter Vernichtung der Appellations⸗ 
entſcheidungen die Erkenntniſſe des Kreisgericht Glogau, welches die 
Abgeordneten⸗Beamten mit ihren Anträgen auf Nachzahlung der zur 
Deckung der Koſten ihrer „Stellvertretung ihnen innebehalten Gehalts⸗ 
raten abgewieſen hatte, wiederhergeſtellt hat. In dieſen Tagen find 
nunmehr die Ausfertigungen der Urtheile vom 17. März d. J. den 
Parteien behändigt worden. Die jedenfalls intereſſante Begründung 
derſelben umfaßt beinah dreißig enggeſchriebene Folioſeiten; wir müſ⸗ 
ſen uns deshalb auf eine auszugsweiſe Wiedergabe derſelben beſchrän⸗ 
ken und — auch im Intereſſe unſerer nichtjuriſtiſchen Leſer — nament⸗ 
lich die zahlreichen Citate meiſt weglaſſen. Vorweg ſei noch daran er⸗ 
innert, daß an der betreffenden Entſcheidung acht Richter, die Herren 
Uhden,, Decker, Brunnemann, Heineceius, Woltemas, 
Wentzel, Lympius, v. Vangerow Theil genommen haben, von 
denen Ober⸗Trib.⸗Rath Brunnemann als Referent fungirt, vermuth⸗ 
lich alſo auch die Urtelsgründe redigirt hat; daß ferner zu Giltigkeit 
der Senatsbeſchlüſſe des boͤchſten Gerichtshofes die Anweweſenheit von 
nur ſieben Mitgliedern erforderlich und genügend iſt, zu formellen 
Bedenken alſo auch der Umſtand nicht Anlaß geben könnte, daß etwa 
der Herr Chefpräſtdent des Gerichtshofs, Staatsminiſter Uhden, im 
zuſtimmenden Sinne an jenen Berathungen und Beſchlüſſen des Her⸗ 
renhauſes Theil genommen haben ſollte, welche aus Anlaß der betref⸗ 
fenden Geſetzesvorlage die Pflicht der Beamten⸗Abgeordneten zur Tra⸗ 
gung ihrer Stellvertretungskoſten ausſprachen. Denn einmal handelte 
es ſich bei dieſen Beſchlüſſen nur um zukünftige Geſetze, nicht um be: 
ſtehendes Recht; ſodann iſt von keinem der Kläger ein derartiges Be⸗ 
denken gegen die Theilnahme des Hrn. Uhden an dem Urtelsſpruche 
erhoben worden, und endlich genügte auch nach Abrechnung ſeiner 
Stimme die Anweſenheit der noch übrigen ſieben Mitglieder zur Giltig⸗ 
keit des Urtelsſpruches. 

„Die unter den Parteien ſtreitige, für die Nichtigkeitsbeſchwerde erhebliche 
Hauptfrage“ — ſagen nun nach einer kurzen Prozeßgeſchichte die Gründe 


des Urtels vom 17. März d. J. — „iſt: ob die Beſtimmung des Staats⸗ 
Miniſterial⸗Beſchluſſes dom 23. Sept. 1863 wegen Deckung der Stell⸗ 


vertretungskoſten aus dem Gehalte des vertretenen Beamten den Gefegen. 


oder königlichen Anordnungen zuwiderlaufe? Die Eniſcheidung 
derſelbden iſt von der weiteren Frage abhängig: ob nach den beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen die Stellvertretungskoſten von dem betreffenden Beamten, oder aus 


Staatsfonds zu tragen ſind? — Nach den Grundſätzen des Staaisrechts be⸗ 


dee das Staatsamt für den Beamten dem Staate gegenüber eigenthüm⸗ 
{ 


che Rechte und Pflichten. Zu den Pflichten gehört die Ausübung der Dienft: üb 


unctionen, zu den Rechten der Anſpruch auf das Dienſteinkommen. Erſtere 
ilden die ſtaats rechtliche, letztere die privatrechtliche Seite 
des Verhältniſſes. — Nach der älteren Theorie wurde als Grundlage 
deſſelben ein Vertrag angeſehen. Dieſe Theorie iſt ſeit Gönner von den 
Siaatsrechtslehrern aufgegeben. Sie find darüber einverſtanden, daß mit 


collationis) beruht. 


enn nun das Staatsamt nicht aus einem Anse hervorgegangen iſt, 


gleichwod errn und eine Ueber⸗ 


welche im alten Rechte als eine Aingelegenbeit der Familie behandelt wurde, 
eich öffentlichen Charakter angenommen. 


amtes. Es entſteben daraus wechſelſeitige echte und Pflichten, die, inſoweit 
fie auf das Vermögen influiren, privatrechtlicher Natur find. 865 


‚ber Art. 78 der Urkunde eine Aend 
digtelt eines Bi nderung getroffen 


remzen, die Ni n übernommen h Kiss In a 
Fällen macht es die Ver 16 1 thwendig, 
Falle ab . thinderung dee 0 
nicht ganz unterbleiben oder verſchoben werden können, 
einen Andern, 125 der A een 
Angelegenheiten hat der ordnete felbſt zu 
— durch Den die Geſchäfte — Werten follen, 


PR 
„ 


4. gen. Vom Staat hat er wegen feiner Theilnahme an dem Landtage 


ten. 


1243 


Sache, den gewählten Stellvertreter für die geleiſteten Dienste zu entf Bir 

* 
keine Vergütung zu beanſpruchen. Art. 85 der V.⸗U. ſichert den Mitgliedern 
des Abgeordnetenhauſes aus der Staatskaſſe g und Diäten, aber 
nicht außerdem Erſatz für ihre Verſäumniſſe oder die Koſten für einen Stell⸗ 


vertreter zu. In Angelegenheiten dritter Perſonen wird es darauf ans | 
kommen, ob der Abgeordnete die fremden Geſchäfte zurückgeben kann oder 


will, und ob der Geſchäftsherr bereitwillig oder verpflichtet iſt, i 
tung durch einen Stellvertreter zuzulaſſen. Auch in dieſem Falle leiſtet der 
Staat keine Vergütung für die Keſten der Stellvertretung. Der Geſchäfts⸗ 
herr wird dazu in der Regel und ohne beſonderen Rechtstitel ebenfalls nicht 


„für verbunden erachtet werden können! Er hat die Geſchäfte dem verhinder⸗ 


ten Abgeordneten übertragen und ibn für dieſelben zu remuneriren. Kann 
dieſer ſie nicht wahrnehmen, weil er an dem Landtage Theil nimmt, ſo ſind 
doch die Geſchäfte ſolche, die ihm oblagen, weil er ſie übernommen hatte, 
und die nun ſtatt ſeiner durch einen Andern verrichtet werden müſſen. Die 
dadurch entſtehenden Koſten find die ſeinigen. Der Subſtitut iſt für ihn 
eingetreten. — Hinſichts der Amtsgeſchäfte geſtaltet ſich, wegen det 
Eigenthümlichkeit des Beamten⸗Verhältniſſes die Sache inſofern etwas ver⸗ 
ſchieden, als hier nicht der Beamte ſelbſt, ſondern die hohere Dienſtſtelle über 
die Stellvertretung, über die Perſon des Stellvertreters und über die ihm zu ge⸗ 
währende Vergütung allein zu entſcheiden hat. Die Ausübung der Dienſtfunk 
tion macht einen ſtaatsrechtl. Beſtandtheil des Beamtenverhältniſſes aus, die Bes 
ſtimmung darüber im Fall einer Verhinderung des Beamten, ſein Amt per⸗ 
ſönlich wahrzunehmen, fällt in das Gebiet der ſtaatshoheitlichen Regierungs- 
rechte, dem auch bei eingetretener Vacanz die Fürſorge für die Beſetzung des 
Amts angebört. Sie iſt durch die ſtaatsrechtliche Natur des Verhältniſſes 
dem eigenen jelbfiftändigen Ermeſſen des Beamten und feiner Privatwillkür 
entzogen. — Die preußiſche Geſetzgebung hat dieſen Grundſatz in den privat⸗ 
rechtlichen Vorſchriften des Allg. Landrechts Theil I., Titel 13, 941 sg. 
auf das Unzweideutigſte anerkannt. Die Ausübung der Dienſtfunctionen 
durch einen vom Staat beſtellten Stellvertreter iſt daher das mögliche und 
zuläffige Surrogat für deren perſönliche Verrichtung durch den Beamten. — 
Für die Beurtheilung, ob im Fall der Verhinderung des Beamten durch 
einen Eintritt in den Landtag die durch das zuläſſige Surrogat, die 


un 


feinem Amte anhängende, mit demſelben verbundene Pflicht iſt. 4 Das Allg. 


nicht, daß er von den NN feiner dadurch nothwendig gewordenen Stell; 
ſeinen Eintritt in ven Landtag verurſacht. Nach den allgemeinen G gen 
über vie Zurechnung det Handtungen hat er die Folgen ſeiner Handlung zu 
vertreten und die durch dieſelbe nothw big aemerdengn ‚Soften, zu tragen. 
Der Beamte durſte erwarten, daß ſolche Koſten erwachſen mochten. Es war 
ihm bekannt, daß ein Verſchieben feiner Geſchäſte während der ungewiſſen 
Staatsdienſtes nicht verträglich ſei. Er hatte nicht darauf zu rechnen und 
nicht zu beanſpruchen, daß er von andern Beamten unentgeltlich vertreten 
werde, worüber die Entſcheidung nach dem Intereſſe des Staatsdienſtes allein 
der Regierung zuſtand. Durch den veröffentlichten Staats⸗Miniſterfal⸗ 
veſchluß war überdies allen Beamten angekündigt, daß die Koſten ihrer 
Stellvertretung von ihnen gefordert, aus ihrem Gehalte gedeckt werden ſoll⸗ 
Die Handlung des Beamten war eine freie. Seine Eigenſchaft als 
Abgeordneter beruht auf einer Wahl der dazu Betechtigten. 
ſtand in feiner eigenen freien Entſchlleßung, die Wahl anzunehmen, oder fi: 
abzulehnen. Art. 78 der B. -U. hat vie Beſchränkung, die das ⸗Beamtenver⸗ 
bältniß mit ſich brachte, binweggeräumt. Sein Eintritt in den Landtag iſt 


macht, die Beſtimmung über die Annahme ihm allein und ſeinem eigenen 
Ermeſſen überlaſſen. — Die anf de lde eg Gur Theilnahme an 
den Sitzungen des Landtages, auf die Kläger dem entgegen ſich berufen, und) 
der eine zwingende Kraft gegen den Beamten beigemeſſen wird, iſt nicht an 
ihn in feiner Eigenſchaft als Beamter ergangen und hat ibn nicht zu Ger 
ſchäften berufen, die er in dieſer Eigenſchaft verrichten ſolle. Sie betraf 
diejenigen Perſonen, ohne Rückſicht auf ihren ſonſtigen Beruf, welche Abge⸗ 
ordnete waren, und die Eigenſchaft derſelben durch eine auf fie gefallene 
Wahl der Berechtigten und deren Annahme erlangt hatten. Die Einberufung 
des Beamten erfolgte nur und konnte nur erfolgen, weil er fi durch freie 
ere für die Annahme der Wahl entſchieden hatte. Von der⸗ 
elben zurückzutreten und ſein Mandat wieder aufzugeben, ſtand ihm 
rederzeit frei. Die löͤnigl. Einberufungsordre hinderte ihn daran nicht und 
berührte ihn nicht, ſobald er die Eigenſchaft eines Abgeordneten nicht ftei⸗ 
willig übernahm oder ſich derſelben wieder entkleidete. Dem Ruf des Lan⸗ 
desherrn oder eines Vorgeſetzten zu vorübergehenden Geſchäſten an einem 
anderen Orte hat der Beamte als einem an ihn in dieſer Eigenſchaft er⸗ 
gangenen Folge zu leiſten. Die Geſchäfte find alsdann ihm amtlich über⸗ 
tragen, von ihm in Ausrichtung ſeines Amtes und in Erfüllung ſeiner 
Amtspflichten vorgenommen. Zachariae äußert: daß jeder dauernd Ange⸗ 


ſeines bisherigen Geſchäftskreiſes gefallen laſſen müſſe, auch die ihm noch 
beſonders in einzelnen Fallen aufgetragenen Dienſte zu vollziehen habe, for 
fern ſie nur nicht ganz heteregener Natur oder mit der Würde und Stell 


iſt davon abhängig, ob ſie dem Beamten vermöge feiner Eigenſchaft als ſol⸗ 
chem amtlich übertragen find, Dies iſt Hinſichts der Thätigkeit eines Ab⸗ 
geordneten nicht der Fall, wenngleich die Thätigkeit der Kammer eine 
politiſche zu Staatszwecken iſt. Die Beſtimmung zum Abgeordneten 
geht aus Wahlen vom Wahl Collegium hervor, iſt keine bermöge 
des Verwaltungs ⸗ Rechtes von der Staats » Regierung übertragene. 


keinem Zuſammenhang, find fteiwillig ohne Zuthun feiner Vorgeſetzten über⸗ 
nommene außerordentliche. — Da das Beamten⸗Verhältniß, wie oben ge⸗ 
dacht, als ein quasi contractliches aufzufaſſen, jo geſtattet es eine wenigſtens 
analoge Beurtheilung nach den allgemeinen Vertragsgrundſätzen. Dieſe 


müſſen. Der Beamte ſetzt ſich durch feinen Eintritt in den Landtag f 
außer Stand, gleichzeitig ſein Amt wahrzunehmen. Dies Hinderniß würde 
an ſich rechtlich als eine Unmöglichkeit der Erfüllung gelten können, da 
der Beamte freie Hand hatte, die Wahl anzunehmen oder abzulehnen. Wenn 
ſchon aber die Unmöglichkeit nur eine rein fubjective und dabei relative iſt, 
muß der Staat ſie doch als eine rechtlich nicht zu überwindende 
anerkennen. Er kann den Beamten nicht zur perſönlichen Verrichtung 
feiner Dienſtfunctionen anhalten, dieſe iſt als eine durch den Eintritt in den 
Landtag unmöglich gewordene anzufehen: Die $ 369 ff. A. L.⸗R. I., 5 geben Bor: 
—.— a den Fall, wenn zwar nicht die Erfüllung des Vertrages, aber 
och die darin 1 | 
unterſcheiden, je nachdem die Unmöglichkeit durch die Schuld des Verpflich⸗ 
teten oder einen Zufall in feiner Perſon, durch die Schuld oder einen 
Zufall in der P 


üt, Dem erſten dieſer Fälle iſt der jetzige, wo ein erlaubtes Hinderniß 


Beamte ſelbſt hat allein dieſe Koſten durch 


Dauer der Landtage und bis zu ſeiner Rückkehr mit den Erforderniſſen des 


Es. 


von einer Erlaubniß der Regierung, ſein Amt zu verlaſſen, unabhängig ger, 


ſtellte, ohne Anſpruch auf beſondere Remuneration — ji die Erweiterung | D 


Daere; ung i 
des Beamten unverträglich ſeien — könne man als ſich von ſelbſt berftehend | E 
betrachten. Ob dergleichen Geſchäfte als Dienſtfunctionen anzuſehen ſind, U 


Die Geſchäfte des Abgedordneten ſtehen mit dem von ihm geführten; Amt in 


enthalten die Regel, daß Verträge ihrem ganzen Inhalte nach erfüllt 1415 punkt des beſteh 


beſtimmte Art der Erfüllung unmöglich geworden iſt; fiela 


erſon des Berechtigten oder durch reinen Zufall eingetreten | i 


in der on des Beamten obwaltet, analog. Alsdann ift der Bere 
. g en lite befug t. Eh, 4 1 
er Ve £ 


ift ana, Auf 


ber kommt 


das Gehalt verbunden ſind, das letzte 7 für die übernommene 
Führung des Amtes ausmacht. Dies iſt n en Grundſätzen des Staats⸗ 
rechts auch ohne ein geſchriebenes Geſetz an ſich unbeſtreitdar.“ Folgt eine 
mit den Anſichten beider Parteien übereinſtimmende Ausführung, daß die 
reglementariſchen Vorſchriften über den Urlaub der Beamten für die vorlie⸗ 
gende Frage nicht analog Re en ſelen. g 

Nach dieſen Votſchriften ſei die Beſteiung von dem Geßaltsabzuge wäh⸗ 
rend des Urlaubs auf zwei beſtimmts Falle beſchrankt geblieben, den Urlaub 
wegen Krankheit und einen Urlaub von kürzerer Dauer, die beiden Verpflich⸗ 
tungen aber, das volle Gebalt zu zahlen und die Stelvertretungskoſten zu 
beſtreiten, ſeien mithin nicht allgemein und grundſätzlich nebeneinander dem 
Fiscus auferlegt, ſondern nur Me gewiſſen Umſtänden, wo befondere 
Gründe oder Billigkeitsräckſichten dafür obgewaltet baben. 

„Als Reſultat“ — fahren die Gründe fort, „ergiebt ſich: die Frage, 
wer die durch den Eintritt der Beamten in den Landtag entitehenden Stell⸗ 
vertretungskoſten zu ragen babe, betrifft die privatrechtliche Seite des 
Beamtenverbältniſſes. Sie iſt nach den Grunpſatzen . cht des Staats, ſon⸗ 
dern des Privatrechts zu entſcheſden. Nach den al gemeinen Grundſatzen 
des Privatrechts fallen die Stelldertretungskoſten nicht dem Fiscus, ſondern 
dem betreffenden Beamten zur Laſt. 2 

Dem entgegen wird aus dem Satz im Axt. 78 der Verfaſſungsurkunde, 
Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in die Kammer, eine Ver⸗ 
pflichtung des Fiskus zur Tragung der Stellvertretungskoſten bergeleitet. — 
Die Frage des Staatsrechts und der Politik, üdet welche der Sag für die 
preuß. Verfaſſung entſcheidet, war in den deutſchen Staaten längete Zeit 
vn Gegenſtand des polttiſchen Intereſſes und lebhafter Meinungsvers 
ſchiepenheit geweſen. Die franzöſiſche ! exfaſſung von 1791 batte grund⸗ 
ſätzlich die Beamten don per paſſiven Wählfäbigkeit zu Abgeordneten aus⸗ 
geſchloſſen, wovon nur Richter ausgenommen waren. In der bis 1852 
beſtandenen franzöſiſchen Verfaſſung von 1818 wird die Wabl aller beſol⸗ 
deten Beamten zur Naticnal⸗Verſammlung für unzuläſſig erllärt, In Eng⸗ 
land ift einem großen Theil det Beamten der Eintritt in das Unterhaus 
verſagt. Auch in Deutſchland find ſeit dem Jahre 1815 Stimmen laut 
geworden, daß die 1 eines Staatsbeamten mit det eines Abgeord⸗ 


115 Grundſatz einer Ausſchließung der Beamten Sendern 
1 
und würkembergiſchen) find unt Stautsdiener innerhalb des 


3, 


Bier ge die Annahme der Wahl nur mit Genehmigung der 


die Anſicht aufgeftellt, daß dürch een der Wahl von Beamten zus 
gleich eine ] ung au 
zu verweigern. Die c ar die Ui 3 a: Miete Erthei⸗ 


erhoben, als die geiſtlichen Oberbehörden einmal einem katbvliſchen Pfarrer, 


ber häufig tie Forderung dervorgetteten, daß den Staats 
beamten der Alkeuh Mer aup He berklefkte ie S 25 daß fie 


tenft verpfl wären. — Auch die deut 
ie Utla oa fmerkſam 7 5 In 
‚Co dom. 12. Juli 1843 


ſorge ihr einen 
© 

dem S 

23 


s T nicht zum e e erhoben worden. — 

Der fragliche Satz wär ſchon indem erſten Verfaßungs,⸗Geſeze bom 5. De⸗ 
zember 1848 enthalten, iſt aus demſelben in die Ver gs Urkunde 
dom 31. 7 77 1850 bee ängen, Die Vegemmuſg findet ſicd auch 
in dem Reichswgbl⸗ eſe e dom 12, April 18495 BE in dem berliner 
ntwurf eines Rei wahlgeſctzes beibe alten und in demſelben dom erfurter 
nions⸗Parlamente angenommen, — nicht 


td nach dieſen 
e Car 


ehe die Aufgedung des Urlaubs 
© We tl Sa die Ver⸗ 
srechtsbüchern 


eine von der Urlaubs fra 
Auch über fie ben bie 
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daß ein die Verpflichtung der Beamten zur Tragung der Stellpertretungs⸗ 
koſten ausſprechendes Geſetz beabſichligt, aber nicht erreicht iſt. Es wird 
nun die Behauptung aufgeſtellt, da der Grundſatz nicht zum Geſetze erhoben 
ſei, nicht geſetzliche Geltung erlangt habe, könnten auch, ſo lange dies nicht 
geſchehen, das in Ausſicht genommene Geſetz nicht wirklich zu Stande ge⸗ 
kommen jei, die Stellvertretungskoſten nicht von den Beamten verlangt wer: 
den. Die Folgerung trifft nicht zu. Die Ablehnung der Zuſatzvorſchläge 
bat zwei Folgen: a. der gewöhnlichen Geſetzgebung iſt freie Hand gelaſſen, 
die Frage wegen der Stellvertretungskoſten zu regeln. b. Bis zum Zuſtande⸗ 
kommen eines Geſetzes fehlt es an einer ausdrücklichen pofitiven Beſtimmung 
über die Frage. Wäre es wirklich die Abſicht geweſen, den Rechtszuſtand in 
der Art zu fixiren, daß bis zum Zuſtandekommen eines Geſetzes die Stell: 
vertretungskoſten nicht von dem Beamten, ſondern aus Staatsfonds ge⸗ 
Beſin werden ſollten, ſo hätte es einer beſonderen, allenfalls tranſitoriſchen 
Beſtimmung entſprechenden Inhalts in der Verfaſſungsurkunde bedurft. Eine 
ſolche iſt nicht in Vorſchlag gebracht worden, überhaupt die Frage, wie es 
mit den Stellvertretungskoſten bis zum künftigen Erſcheinen eines Geſetzes 
gehalten werden ſolle, in keiner Kammer zum Gegenſtand einer Abſtimmung 
gemacht. Auf die von einzelnen 1 bei den Verhandlungen zu 
erkennen gegebene Anſicht, daß Fiscus die Stellvertretungskoſten zu tragen 
habe, ſo lange ſie ihm nicht durch ein Geſetz abgenommen wären, kann es 
Durch die Ablehnung der in den Seſſionen von 1850/51 
und 1863 eingebrachten desfallſigen Geſetzentwürfe ſei allerdings das beab⸗ 
ſichtigte Geſetz vereitelt, aber nicht ein Grundſatz, daß die Beamten von der 
Tragung der Stellvertretungskoſten befreit ſein ſollten, zum Geſetze erhoben. 
Hierzu würde es eines neuen, in den vorgeſchriebenen Formen ergangenen 
und publicirten Geſetzes bedurft haben. „us der Vorlegung des abge⸗ 
lehnten Geſetzentwurfes wird geſchloſſen, daß die Regierung ſelbſt eine vor⸗ 
gängige geſetzliche 4 ür nothwendig erachtet habe, damit die Beam⸗ 
ten zu den Stellvertretungskoſten herangezogen werden könnten. Wenn fie 
dazu durch eine Maßregel der Verwaltung ohne ein neues Geſetz befugt ge⸗ 
weſen wäre und ſich für befugt gehalten hätte, würde ſie keine Veranlaſſung 
ehabt haben, mit ihrem Vorſchlage zu einem Geſetze hervorzutreten. Die 
f greift fehl. Der Juſtizminiſter hat bei den Verhandlungen im 
bgeordnetenhauſe geäußert, daß es bei der nt äh wünſchenswerth jei, 
die Angelegenheit im — 7 der Gelehgebung geregelt zu ſehen. Derſelbe 
konnte 5 in der Rückſicht als der geeignetere a: weil die Ange: 
legenheit auf verſchiedene Weiſe erledigt werden konnte und bereits früher 
abweichende Anſichten hervorgetreten waren, in welcher Art die Abgeordneten 
aus dem Beamtenſtande zu den Stellvertretungskoſten heranzuziehen ſeien. 
Die Abſicht iſt nicht erreicht. Es iſt nicht abzuſehen, wie durch die Einbrin⸗ 
ung und Ablehnung des Geſetzentwurfes eine Verpflichtung für den Fiscus 
egründet ſein ſollte. 1 2 2 
Aus dem Vorſtehenden ergiebt ſich, daß die Beſtimmung des 
Staats⸗Miniſterial⸗Beſchluſſes (vom 3. Septbr. 1863) weder einem 
n Geſetze noch den Grundſätzen des Rechts zuwider⸗ 
u “ 


Die Grunde, auf welche das Appell.⸗Urtel geitügt wird, jeien im Weſent⸗ 
lichen: 1) Das mit dem Amte verbundene Gehalt werde durch den Beſitz 
deſſelben begründet. Es ſei kein Lohn, abhängig von einem beſtimmten Ars 
beitsmaß und von einer ununterbrochenen Amtsthätigteit am Amtsorte, ſon⸗ 
dern ein dem Beamten, jo lange er das Amt beſitze, gebührender Ehrenſold. 
Die Vorſchriften von Verträgen über Handlungen file auf das Beamten⸗ 
verhältniß, insbeſondere bei richterlichen Beamten, nicht Platz. 2) Die Ent⸗ 
iehung des Amts, mit welchem das Gehalt verbunden, könne bei richterlichen 
eamten allein im Wege des Disciplinarverfahrens eintreten, es müßte denn 
der Beamte ſich durch Nachſuchung eines länger als ſechswöchentlichen Ur: 
laubs in Privat⸗Angelegenheiten dem in den Urlaubs⸗Verordnungen vorge⸗ 
ſehenen Abzuge freiwillig unterwerfen. (88 7, 9, 15 des Disciplinargeſetzes 
vom 7. Mai 1851.) Hier wird von den aufgeftellien Grundſätzen eine wer: 
fehlte Anwendung gemacht. Die Frage ſei eine ganz andere, wer die Auf: 
wendungen zu tragen habe, welche die Verwaltung des Amts durch einen 
Stellvertreter während der Verhinderung des Beamten nothwendig gemacht 
bat. Das Gehalt werde an ſich dem Beamten nicht ſtreitig gemacht, die 
Innebehaltung eines entsprechenden Vertrages ſolle nur das Mittel fein, 
um dem Fiscus wegen der gehabten, nach ſeiner Anſicht von dem Beamten 
zu tragenden, Auſwendung Befriedigung zu verſchaffen. Das Disciplinar⸗ 
geſetz vom 7. Mai 1851, treffe nicht zu, weil der Anſpruch auf Erſatz der 
Stellvertretungskoſten nicht als eine durch Disciplinarvergehen verwirkte 
Strafe, ſondern als ein civilrechtlicher aus dem Beamten⸗Verhältniſſe geltend 
gemacht worden. Es kann alſo nicht eingewendet und nicht gefolgert werden, 
daß der Anſpruch kein für den Civilprozeß geeigneter, überhaupt kein recht⸗ 
mäßiger ſei, weil dem Beamten ein Di£ciplinarvergeben nicht zur Laſt falle. 
„Der Kern der Entſcheidungsgründe des Appellations⸗Urtels liegt in nach⸗ 
ſlebenden Anſichten: Wenn das Geſetz verordne, daß der Beamte zum Ein⸗ 
tritt in die Kammer keines ſonſt eeforderlichen Urlaubs bedürfe, jo ſei da⸗ 
durch ausgeſprochen, daß er ſchon geſetzlich während der Zeit, wo er als Ab⸗ 
rdneter fungire, von den Amtsfunctionen entbunden ſein ſolle. Sei der 
eamie aus ſtaatsrechtlichen Motiven von feinen Amtsgeſchäften Kraft des 
Geſetzes und im Staatsintereſſe dispenſirt, ſo widerſpreche er dieſer Beh 
lichen Beſtimmung und ihren Motiven, wenn er für die durch dieſe Thätig- 
keit bedingte Amtsunthätigkeit durch theilweiſe Entziehung ſeines Gehalts be⸗ 
Das Motiv für die geſetzliche Entbindung des 
Beamten von der Amtsthätigkeit durch den Art. 78 liege in der Wichtigkeit, 
welche der Stellung eines Abgeordneten als Mitglied der Landesvertretung 
gegeben werde. Es ſei das Bedürfniß gefühlt worden, die Kenntniſſe, prak⸗ 
liſche Erfahrungen und Arbeitskräfte der Beamten in den geſetzgebenden 
Körperſchaften nicht zu entbehren und ihnen deshalb den Eintritt in dieſelben 
u erleichtern. — Die erſtere de Bing findet in dem Vorſtehenden ihre 
Widerlegun . Der legislatoriſche Grund des Satzes im Art. 78 liegt in dem 
Prinzip, daß die Regierung die Beamten nicht ſolle hindern dürfen, als Ab⸗ 
eordnete in den Landtag zu treten. Fremd dagegen iſt dem Art. 78 der 
Gedanke, es müſſe den Beamten der Eintritt in den Landtag durch Gewäh⸗ 
rung einer beſonderen Vergünſtigung erleichtert werden und dieſe Vergünſti⸗ 
gung ſolle in der Befreiung von Tragung der Koſten ihrer Stellvertretung, 
alſo in 1 eines beſonderen Vortheils vor allen anderen Abgeord⸗ 
neten beſtehen, denen außer den im Art. 85 der V.⸗U. allen Abgeordneten 
bewilligten Diäten und Reiſekoſten, nicht noch daneben der Erſatz der Koſten 
ihrer Verſäumniſſe, wozu die eines Stellvertreters gehören, zugeſichert iſt. — 
Die Anſicht, daß der Art. 78 die Beamten von allen Dienſtfunctionen wäh⸗ 
rend des Landtages entbunden habe, wird auch in einer Schrift von 
Rönne, Staatsrecht der preuß. Monarchie, Aufl. 2 Bd. 1 S. 278 sequ., 
welche ſich mit der Frage wegen der Stellvertretungskoſten beſchäftigt, ver: 
theidigt und als Prämiſſe zu weiteren Schlüſſen benutzt. Es heißt in der 
Schrift: Jene Vorſchrift (Art. 78) bedeute, daß der in die Landtagsvertre⸗ 
tung eingetretene Beamte für die Dauer ſeiner dortigen Beſchäftigung durch 
den ein für allemal ertheilten Urlaub von der Erfüllung aller dienſtlichen 
Obliegenheiten dispenſirt ſein ſolle, Es folge daraus von ſelbſt, daß aus 
der Nichterfüllung dienstlicher Verpflichtungen, von denen der Beamte wäh: 
rend der Dauer ſeiner Theilnahme an den Geſchäften der Kammer verfaſſungs⸗ 
mäßig entbunden dei kein rechtliches Fundament eines auf Uebernahme von 
Stellvertretungskoſten gerichteten Anſpruches entnommen werden könne. Die 
Folgerungen gehen von der Annahme aus, daß den Beamten im Voraus 
und eins für allemal im Art. 78 ein geſetzlicher Urlaub ertbeilt ſei. Das 
Geſetz beſagt eigentlich das Gegentheil Es ſpricht keinen Urlaub aus, in 


deſſen Begriffe es auch liegt, daß er von den Dienſtvorgeſetzten ertheilt wird, 


ſondern beftimmt, daß die Beamten des Urlaubs nicht benöthigt fein ſollen. 
Die Conſequenz ves Geſetzes ift es, daß der in den Landtag eintretende Beamte 
durch ſeine Entfernung vom Amte ohne Urlaub nicht feblt, weil er eines Ur⸗ 
laubs nicht bedarf, während er ſonſt rechtswidrig handeln würde wenn er 
ſich ohne Erlaubniß ſeiner Dienſtvorgeſetzten den Functionen des Amtes ent⸗ 
iehen wollte. Will man die Befreiung des Beamten von der Nothwendig⸗ 
eit des Urlaubs einen 1 extbeilten Urlaub nennen, fo iſt dieſe Be. 
zeichnung Wide an ſich gleichgiltig. Aber fie iſt eine unrichtige, weil fie einen 
wirklichen iderſpruch enthält, und ſie kann zu Verwechſelungen und Irrthü⸗ 
mern führen. Eine ſolche Verwechſelung und eine Vermischung verſchiedener 
Verhältniſſe iſt es, wenn em des nicht nothwendigen Urlaubs mit dem 
des erhaltenen Urlaubs identificirt wird. Es iſt eine dem Geſetz n 
Fiction, daß daſſelbe den Beamten eine unbeſchrankte Dispenſation von allen 
geſetzlichen Obliegenheiten mittelſt eines geſetzlichen Urlaubs verleihe. Nur in 
dem Sinne ift der Beamte von den Amksfunctionen entbunden, als fein Ein: 
tritt in den Landtag, ungeachtet er ihn hindert, ſein Amt zu verſehen, doch 
ſeiner eigenen freien Eniſchließung überlaſſen, von einer Erlaubniß, einem 
Urlaube, der vorgeſetzten Behörden unabhängig gemacht iſt. Der Beamte iſt 
von der Nothwendigkeit des Urlaubs befreit, die Amtsbehörden ſollen ihn 
nicht hindern können, an den Geſchäften des Landtags theilzunehmen, die des 
Amts zurückzuſtellen. Es ift dies eine neue Ausnahme, die eine Abweichung 
von den aus der Natur des Beamtenverhältniſſes fließenden . ent⸗ 
hält. Die Gründe für die Abweichung liegen in Rückſichten auf allgemein 
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zwedt, den Beamten Vortheile zu gewähren und fie von Amtspflichten zu 
entbinden, iſt es eine Verſchiebung des wahren Geſichtsvunktes, wenn die 
Befreiung von der Nothwendigkeit eines Urlaubs als eine unbeſchränkte Dis⸗ 
penſation von der Erfüllung aller dienſtliche Obliegenheit aufgefaßt wird. 
Es erſcheint vielmehr unzuläſſig, die im Geſetz gänzlich unbeſtimmt gelaſſe⸗ 
nen Wirkungen des Ausnahmefalles allgemein und in allen Stücken ſogar 
in Widerſpruch mit den dieſe Angelegenheit betreffenden übereinſtimmenden 
Beſchluſſen der beiden Kammern bei den Verhandlungen über den Art, 78 
lediglich nach den Wirkungen eines ohne Beſchränkungen von den Amtsvor⸗ 
geſetzten ertheilten Urlaubs zu beſtimmen.“ — Ein fernerer Gegengrund werde 
darin geſetzt, daß ſeit emanirter Verfaſſungs⸗Urkunde die Koſten der Stell⸗ 
vertretung nicht von den Beamten, ſondern aus Staatsfonds getragen wor⸗ 
den. Ein „Gewohnheitsrecht“ ſei daraus jedoch nicht herzuleiten. „Die ganze 
Frage iſt keine Angelegenheit der Kammer als politiſcher Körperſchaft. Sie 
geht diejenigen einzelnen Mitglieder des Hauſes an, die Beamte ſind, für 
ihre Perſonen, nicht in ihrer Eigenſchaft als Abgeordnete zum Landtage, 
ee in der als Beamte. Der ſtattgehabte Gebrauch ftellt ſich als eine 

raxis der Staatsbehörden dar. Als eine ſolche bildet er kein objectives 
Recht und begründet keine wohlerworbenen Rechte für Beamte des Staates, 
die in folgenden Zeiten durch eine Wahl zu Abgeordneten berufen werden 
würden. Der bloße Gebrauch, die Praxis erlangt durch die Uebun; keine 
bindende Kraft. Es kann davon, ſobald er nicht in dem beſtehenden Rechte 
ee erſcheint, abgegangen werden, ohne daß denen ein Widerſpruch zu: 
ſteht, denen er zum Vortheil gereichen würde.“ Auch aus dem Reſcript vom 
29. März 1831, wonach den in den Provinzial⸗Lindtagen gewählten Beam⸗ 
ten die Koſten ihrer Stellvertretung nicht lie feien, könne der Beamter 
Abgeordnete Rechte für ſich nicht herleiten. Abpefehen davon, daß die Re⸗ 
gierung nicht e geweſen, von dieſer Beſtimmung wieder e 
babe dieſelbe auf die Abgeordneten zu einer ganz anderen politiſchen Körpers 
ſchaft ſich bezogen. Ueberdies ſei für dieſe, worin der Fall ebenfalls von 
dem jetzigen verſchieden iſt, der Urlaub nothwendig geweſen, um die Funk⸗ 
tionen des Abgeordneten zu übernehmen. 

Zur Unterſtützung ſeines Einwandes bat ſich der beklagte Fiskus theils 
auf die Vorſchriften von der nützlichen Verwendung, theils auf den Grund⸗ 
ſatz, daß bei Verträgen die Gegenleiſtung durch die erfolgte Leiſtung bedingt 
werde, berufen. Auf dieſe Ausführungen kommt es nicht weſentlich an. 
Da das Beamten⸗Verhältniß als ein quaſicontroctliches anzuſehen, entſprin⸗ 
gen aus demſelben ähnlich wie bei der Tutel und bei dem Mandat vermö⸗ 
gens rechtliche Verpflichtungen gegen den anderen Theil. Zu ihnen gehört, 
wie ebenfalls oben dargelegt, der Erſatz für die Koſten der Stellvertretung, 
u welchen die obere Behörde in Folge des Eintritts des Klägers in den 
bandtag genödthigt geweſen, und deren Nothwendigkeit klägeriſcherſeits auch 
nicht beſtritten ih. 


Von den in der N.⸗B. aufgeſtellten ſieben Angriffen feien als zutreffend | 


zu achten: a) Der Angriff wegen Verletzung der Verfaſſungsurkunde Artikel 
78. Der Appellationsrichter habe aus dieſem Artikel hergeleitet, daß den 
Beamten ein geſetzlicher Urlaub und eine unbeſchränkte Dispenſation von den 
Amtsvperpflichtungen für die Dauer des Landtags ertheilt ſei. Er babe aus 
demſelben weiter gefolgert, daß die Beamten, um ihnen den Eintritt in den 
Landtag zu erleichtern, von den Stellvertretungskoſten hätten befreit werden 
ſollen. 9 Der Angriff wegen Verletzung des § 6 des Geſetzes vom 24. Mai 
1861. Es ſeien darnach die allgemeinen Anordnungen der Central behörden 
für die richterliche Entſcheidung maßgebend, ſo weit fe nicht mit den Geſetzen 
und königlichen Verordnungen in Widerſpruch ſtehen. Der Appellationsrichter 
nahm an, daß eine Unvereinbarkeit des Staats⸗Miniſterial⸗Beſchluſſes vom 
22. September 1863 mit dem Art. 78 V.⸗U. wirklich vorhanden ſei. Dieſe 
Vorausſetzung ſei nicht als begründet anzuerkennen. Ein ausdrückliches Ge⸗ 
ſetz, wer von beiden Theilen die Stellvertretungskoſten zu tragen habe, ſei 
nicht vorhanden. Die Frage ki daber nach den Grundſätzen des Privatrechts 
zu beurtheilen. Mit ihnen befinde ſich der Staats-Miniſtertal-Beſchluß nicht 
in Widerſpruch. Da dies nicht der Fall, war nach § 6 des cit. Geſetzes der 
Staats⸗Miniſterial⸗Beſchluß der Entſcheidung zum Grunde zu legen. Alle 
anderen Angriffe können auf ſich beruhen. Auf weitere ſelbſtſtändige Gründe 
iſt die Entſcheidung nicht geſtützt. Das Appellationsurtel unterliegt daher 
der Vernichtung. Für die Hauptſache ergiebt ſich aus Obigem, daß Fiscus 
einen rechtmäßigen Anſpruch hat, die verausgabten Stellvertretungskoſten 
vom Kläger erſetzt zu verlangen.“ U. ſ. w. Ausgefertigt ꝛc. 


— ———E—— p en —j— 
Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
London, 5. Mai (Nachts.) Unterhaus. Auf Forſter's 
Juterpellation erwidert Layard: Die Tarifermäßigung des 
Zollvereins werde England wie die übrigen Staaten begünſti⸗ 
gen und beginne Juli, möge nun der Vertrag zwiſchen Eng⸗ 
land und dem Zollverein bis dahin completirt ſein oder nicht. 
(Wolff's T. B.) 
Paris, 5. Mai. Der „Abend moniteur“ veroffentlicht eine De⸗ 
peſche aus Algier vom 4. d. M., Vormittags 10% Uhr. Am Tage 
vorher hatte eine großartige Illumination ſtattgefunden. 
Am 4. waren die Aghas und Unteraghas beim Kaiſer zum De⸗ 
jeuner. Der Kaiſer befand ſich im beſten Wohlſein. f 
Trieſt 5. Mai. Der fällige Lloyddampfer mit der Ueberlandpoſt 
iſt in verfloſſener Nacht aus Alexandrien hier eingetroffen. 


[Breslauer Börfe vom 6. Mai.] [Schluß⸗Courſe.] 1 Ubr 
Nachmittags. Poln. Papiergeld 79%—80 bez. Oeſterr. Banknoten 93% 
bis 92 kez. u. Gd. Schleſ. Wentenbriefe 99 bez. Schleſ. Pfandbriefe 91% 
Br. Oeſterr. Nationnal⸗Anleibe 70% bez. u. Br. 2 13% —4% 
be. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſiſche litt. K u. C. 174 bez. u. Br. Wil: 
helms⸗Bahn 62 Gd. Oppeln⸗Tarnowitzer 80% bez. Oeſterr. Creditbank⸗ 
Aktien 85% bez. Schleſ. Bank⸗Verein 110% Br. Amerikaner 69 —69 
bis . Warſchau⸗Wien 70/69 J bez. 


Börſen⸗Notiz von Spiritus pr. 8000 pCt. Tralles. 
12½% Thlr. Gld. 13 Thlr. Br. ; 
Officiell gekündigt: 250 Ctr. Oel und 15,000 Quart Spiritus. 
Preiſe der Cerealien am 6. Mai. Amtliche Notirungen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


Weizen, wß. (alt) 7275 9 Noggen BE 48 

do. (neuer) 68-70 66 64 Gerſte 36-38 35 32 34 

do. gelb, (alt) 6770 63 Hafer 30 8 26—27 

do. do. (neuer) 64—66 60 5658 Erbſen 60—62 58 55 57 
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Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. Ba: Luft?] Wins 

in Parifer Linien, die Tempera- Tempe⸗ richtung und Welter, 

tur der Luft nach Reaumur. rometer. | ratur, Stärke. | 

Breslau, 5. Mai 10 U. Ab.] 331,95 7122 | S. 1. | Heiter. 
6. Mai 6 U. Mrg.] 331,55 |+122} S. 1. Trübe. 
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T ed Courſe und Vörſen⸗Nachrichten. 
Paris, 5. Mai, Nachm. 3 Ubr. Die beutige Börſe war feſt, das 
Geſchäft belebt. Die Rente begann zu 67, 40, hob ſich auf 67, 60 und ſchloß 
fiſt zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 90% gemeldet. Schluß: 
Courſe: zproz. Rente 67, 55. Ital. proz. Rente 65, 00. 3proz. Spanier 42%, 
Iproz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 443, 75. Credit⸗Mobilier⸗ 
Aktien 780, —. Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 542, 50. 

London, 5. Mai, Nachm. 4 Uhr. Conſols 90%, Iproz. Spanier 40%. 
Sardinier 79. Mexilaner 26%. 5proz. Ruſſen 90%. Neue Ruſſen 89%. 
Silber 60%. Türk. Conſols 52%. 6proz. Ver Staaten-Anl. pr. 1882 63%. 
Hamburg 3 Mon. 13 Mk. 8 Sb. Wien 11 Fl. 10 Kr. 

In die Bank von England wurden heute 155,000 Pfd. St. abe al 

ien, 5. Mas, Nach m. 2 Ubr. Schwankend, flau. Schluß⸗Co ur ſe: 
proz. Metall. 1. 10. 1854er Looſe 88, —. Bant-Alttien 801, —. Nord 
bahn 178, 40. Nat. Anl. 75, 75. Creditaktien 184, —. Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
Altien-Gert. 183 30 Galizier 207, 60. London 108, 65. Hamburg BL, —. 
Paris 43. 30 Böhm. Weitbahn 67, —. Credit⸗Looſe 125, 60. 1860er 
Loose 93, 40. Lombard. Eifenbabn 232. Neues Lotterie⸗Anl. —. f 

Frankfurt a. M., 5. Mat, Nachm. 2% U. Im Allgemeinen flau, Ameris 
kaner behauptet, nach Schluß der Börſe war die Haltung matt. Schluß⸗ 
Courſe: Wiener Wechſel 108%, Finnl. Anl. 84 . Neue 4% proz. Finnl. Pfand. 
briefe . Sproz Ver. StaatensAnleibe pr. 1832 67%. Oeſterr. Bank⸗ 
Anth. 865. Oeſterr. Credit⸗Aktien 199 Darmſt. Bank⸗Attien 229%, Oeſterr. 


TEE TEE ²˙ VV DET ET ET TER ZECHE ZU 
£ > * ET 5 4 N — 
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Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn —. Oeſte reich. Cliſabet⸗Bahn —. Bobmiſche 
Weſtbahn 77%. Rhein⸗Nahebahn 31%. Ludwigsbafen⸗Bexbach 149 %. 8 
Lupwigsb. 133% Darmſt. Zettel⸗Bank 258 B. 1854er Looſe 797 B. 1860er 
Leoſe 86%. 1884er Looſe 97 B. Oeſterr. Nat⸗Anl. (8%. Sproz. Metall, 
64 B. 4 ½ proz. Metall. 57%. z 

Frankfurt a. M., 5. Mai, Abends. Im heutigen Privatperkehr in 
der Effekten⸗Societät eröffneten Amerikaner zu 68 und fliegen bis 68%. 
Creditactien 199%, 1860er Looſe 87. Die Haltung war feſt. 

Hamburg, 5. Mai Nachm. 2% Uu. Die Börfe war flau. Courſe no⸗ 
minell, Geld knapp. Sebr warm. Schluß⸗Courſe: National⸗Anl. 70%. 
Oeſterr. Credit⸗Aktien 33%. Oeſterr. 1860er Looſe 85%. Vereinsbank 106 77. 
Norddeutſche Bank 116%. Mheiniſche 113%. Nordbahn 75. Finnl. Anl. 
84. Gproc. Ver. St.⸗Anl. pr. 1862 61%. Diskonto 210. Wien 83, 25. 
Petersburg 27%. 

Hamburg, 5. Mai. [Getreidemarkt! feſt, ruhig. Weizen Mai⸗ 
Juni 5400 Pfd. netto 96 Bancotbaler Br., 95 Gd., pr. Sept⸗Oktbr. 104 Br.. 
103 Gd. Roggen Mai ab Königsberg 53 bez, Frühjahr 5100 Pfd. brutto 
83 Br. 82 Gd., Sept.⸗Okt. 71 bez., 71 Br., 71 Gd. Oel Mai 27%, Okt. 


27%, ruhig. Kaffee 2000 Sack Domingo zu 7%—7% verkauft. Zink 
unbe’ ändert, . 
Liverpool, 5. Mai, Nachm. 1 Ubr. [Baumwolle.] 600) - 7000 


Ballen Umſatz. Wochenumſatz 59,590, zum Export verkauft 18,890, wirklich 
exvortirt 10,618, Conſum 36,000, Vorrat 536,000 Ballen. Amerikaniſche 
14%, fair Dhollerab 11%, middling fair Dhollerah 10%, middling Dholle⸗ 
ca) 8%, Bengal 6%, Pernam 14%, 

gondon, 5 Mai Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen UN, 
thätig. Frühjahrsgetreide feſt. — Wetter ſchön. 
3 . eo. te dit BE an (Schluäberiht), Weizen 
ziemlich unverän oggen unverändert, Termine 1 Fl. niedriger. Ra 
Oktober 76. Räböl Herb 42. 1 1 


Berliner Börse vom 5. Mai 1865. 


Fonds- und #eld-Oourse. 
Freiw. Staats-Anl. .. 4½ 102 bz. 
Staats-Anl. von 185915 105 7 bz. 

dito 1880 5 98% bz. 


Eisenbahn-Btamm-Aotien. 
Dividende pro 1863 1564 Zf. 


Aachen-Düsseld.. 5. 7% 3% 101%, G. 
N ii — 46 bi 


Ard Rat , e ! 404% 
1 ; 6% 4 h br. v. 6 
Berg.-Märkische. 10 1 17 f. 4. 5. 
erlin-Anhalt... a % 4 191%, ba 
rn Er Fi 89½ ba 
ito St-Prior.] — 5 5 8X b 
erlin-Hamburg| . 1) 5 1385 . 
erl.-Potsd.-Mg. 4 122 2. 
Berlin-Stettin...| 84a. | Si N 135% be. di. by 
öhm.-Westh....| - > 5 78 bz. u. B 
8 reslau-Freib. . Rn 6% 4. 143 5 
2 Minden. 12 3% 207 ½% bs. 
E Cosei-Oderberg..) I | 3, ja Y ba 
5 81.-Prior. — 4½88 B. 
E . dt | | 15 01 de. u. 0 
& | Schlesische.......,32/914, @. @aliz.Ludwigab. | 6 — \ ba 
Kur- u. Neumärk. 4 08 5a udwigsh.-Bexb.| # % 4 160 br, 
2 (Pommersche . 4 . Magd.-Haiberst. 12% — 4 37 B. 
5 Posensche .. . 4 ba. db.-Laipzig..|1T — se 7 br. 
3 Preuss ische . . 4 19814 d ainz-Ludwigshj 7 — 4 113044 d 
3 Westph. u. Rhein. ! 00 ba. ecklenburger. .| ½ | 31 1 0% ba. u. B 
3 Sächsische 4 60 be. eisse-Brieger N A (88 bz. 
2 (Schlesische. 4 199 vr. iedrschi.-Märk.| 4 4 4 07 he. 
Lowisd’or 111% ba jÖest.Bkn. 93%, ba Piede rech. eb %% — 4 84%, ba. 
Goldkronen 9,0% 6.|Poln.Bkn. -- — n ARTE de 
— 1 [II 2 A. it, 
Ausländische Fonds dito — B. . 101% 110 1 0 daz. 
o te Metlliquenis e B. dito C. 10% 10 174% bi 
dito Fat-Anl. . 5 20% bz. Osstr..Er. 8. B. — 3 lie a ba 
dito Lott -A. v. 608 7186 K b Oest. südl. St.- B.] 8 — 5 13, Bi, cC 
dito dito 64 55 De 4 ppeln-Tarn . 2½ | 314 4 bi 
dito Ste: * cheinische 0 — 4 4, 
Alto Ei 3 118 5 dito Stamm- Er. 6 4 11675 G 
sen 8 . | 9 1 
Ital.neueöproc, An l. 5 0. bz. u B * — 1 0 o. 
Russ.Engl. Anl. ae 15014 b u Blum sen , 109, e bo 
dito Holl Anl. 18645 2% br. or * 2 a, 
dito Poln. Sch. Obi. ! |73', B er is Pet 
Poln-Pfandbr III. Em. 4 |74%, 6. arschau- Wien] r 3120: ba cm. 
Poln. Obi. 600 Fl 4 90%, @ — — — — ——— 


dito „ 400 Fl. 8 |92% G. 


Kurhess 4 Thi O0. — 60 . B. Bank- und Industrie-Papiorn. 


Baden. 35 Fl. Loose. 30½ B. Kassen- 
Amerikan St Lease. les 4.08 ba BE - 
we Loose —— > 
— — — — De 4 fie, @. 
cer Bank B 1 50 8. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Darmst. Zettelb 6 * 1 101% B 
Berg.-Märkische. . 4/0 1% B Geraer Pank. ? R 4 ble B. 
dite II. 4/101 B. Gothaer „ If 7 (4 108 he. u. 6 
dito IV. III — Hannoversche E. 4 4 @ 
eee, 
„! —[— 247 5 € B. 1 . 
dito 11.'5 103½ B. Königsberger B. 4 110 G. 
4 4 Ian ase B. * a “| © 
ito agdeburger B.j4! 2 101 tw. b 
dito Bete de. sener Bank. , e la 10 Br on 
dito V. I 92% ba Preuss. Bank.-A. 78½ 10% %% 148 hr. 
asien wm). 5 ie = Yrüringer Bank.| 4 a4 HM? etw. be 
Em. . imar gr * 
Selle. Ludwigsh e |B84, bz ee > N 
en Beri Hand. |8 4 il et ba 
ai 51104 . 6 Coburg, Credb.A .; 8 4 90% da 
7 05 1 Mater „ 54, A 4 814 tw. be 
2 dito IV. 44% 10% B Dässaner BR Pe lan. 8. B 
Sar d b. ige Com. Anl. ray | — i un. 
Obergchleo. Aiı. 9 % 1102% B. enter Credb. A| f — f 42 Hu u. B 
berachles. A. . 4 19614 6 5 8 
1 %% „ ‚eipziger 1 1 184% 8. 
Yin 2 var: 8 5 eininger 7 % 1 fol 6. 
8 125 MoldauerLdg.-H. % — 4 134% be. 
hr Du Oesterr.Credb.A.| E — 18 84% br 
ar rin 10 0 Schl. Bark Ver. € % 10 B. 
Uust-Franz. . . ]d 7 * % be 1 j 
Ocst. südl. St.-B..... 4 [25144 ds, umerve . . „ 38% 4½% % b. 6. 
Rhein. v. St. gar — 2 Fhr Risonbbſd. n „ lid etw. eu B. 
Rhein-Nahe-B. gar . 4% 100% B. Schles, Feuerv..| — 8 441 


Berlin, 5. Mai. 
märker 54% 
fd. 38 


Sapfd. 
- Thl. bez. , 
ad 6 hl. bez. und Br., % 


— 4 Tl. bei. — Serſte, roße und kleine 79 -" 

- Hafer e 25 —27½ Thl., i 

Fr ber a RR 25% Abl. be, Juli Au 0 
ez, Juni⸗ es., Juli⸗Aug. 26 Thl. bez., Sept.⸗Okt. 

25 70 Tbl. dez. — Grbien, Kochwaare 48—95 Thi. N 5 

hl Ru 15 a GW ae B 

bez. und Br., “ „ Juni⸗Juli 13 13 

A „hl. be „ Sept,Olt, 1319, oy en = 

bez. — Leinöl loco 12% 


' 15—%s bez. und Br., 15 Thl. Gld. 
Weizen ohne Aenderung. Roggen disponible bleibt vernachläſſigt und find 
Umſatze von Belang nicht bekannt geworden. Für Termine wirkte die Fort⸗ 
dauer der trockenen itterimg, Jo wie die coulante Abnahme der kleinen An⸗ 
meldungen in Verbindung mit Speculationsankäufen für die späteren Sichten 
günſtig auf die Haltung und Preiſe befferten ſich nicht unweſentlich. In der 
weiten Börfenhälfte ermattete jedoch die Stimmung und Preiſe erfnbren 
wieder einen Abſchlag von circa Thlr. Get. 6000 Ctr. Hafer effectiv 
zu feſten Preiſen umgeſetzt. Termine höher bezahlt. 

Röböl eröffnete bei mehrſeitiger Frage zu höheren Pretſen, ſchließt indeß 
durch verſtärktes Angebot, beſonders auf entfernte Sichten, weſentlich niedri⸗ 
ger. Der Verkehr erlangte keine große Ausdehnung. Get. 100 Cr. 


„ Breslau, 6. Mai. Wind: Süd, Weſt. Wettet: bedeckter Himmel 
schwül. Thermometer Früh 14 Grad Wärme. Anſcheinend in der Safer 
auf nden 5 5 die Stimmung für Getreide am heutigen Markte im Allge⸗ 
mein . 


Bor der Börfe, 
Rohes Nübdl pr, Ctr. loco 12 12 7170 jr: Mai 12% Thlr. Herbit 


13% Thlr. — Spiritus pr. 100 
Mai 12%, Thlr., Herbſt 144 Thlr. 


Die Matinee des musikalischen Cirkels 


find«t morgen Sonntag, 11% Uir, bestimmt statt, Billets sind beim 
Unterzeichneten zu haben, J. Schaeffer, Claassenstrasse 6, 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 
Drud bon Graf, Barth un) Cop. (MD. Ariebric) Im Yreslan. 


80 % Trallee inco 12% Thlr., 


— — 


